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Vorbemerkung

Seit gut zwei Jahrzehnten hält der Begriff der 
„Nachhaltigkeit“ Einzug in die gesellschafts- und 
wirtschaftspolitischen Debatten. Die zunehmen-
de Verbreitung des Begriffes zeigt an, dass immer 
mehr Menschen bewusst wird, dass die ökologi-
schen Grenzen des Planeten Erde und der auf ihr 
lebenden menschlichen Gesellschaften nicht 
 beliebig ausdehnbar sind. Bei einer Verallgemei-
nerung des Wirtschafts- und Lebensmodells der 
 Industrienationen auf die gesamte Menschheit 
droht das Risiko eines ökologischen Kollapses mit 
den damit einhergehenden wirtschaftlichen und 
sozialen Verwerfungen. Fossile Brennstoffe und 
andere natürliche Rohstoffe sind unvermeidlich 
begrenzt, ebenso wie die Tragfähigkeit des Erd-
systems für die Abfälle dieser ressourcenintensi-
ven, zuweilen treffend „fossilistisch“ genannten 
Wirtschaftsweise. Weniger ressourcenintensive 
und abfallproduzierende Alternativen sind ge-
fragt, denn der Wohlstand der Nationen, wie er 
bislang von einigen erreicht wurde, beruht auf 
 einem Wachstumsmodell, das sich so für andere 
nicht wiederholen lässt. Analysiert man diesen 
Wohlstand heute bis auf die Ebene des alltäg-
lichen materiellen Lebens, so stößt man auf die 
unzähligen, tagtäglich neu getroffenen Entschei-
dungen von Milliarden Individuen, wofür sie die 
ihnen zur Verfügung stehenden Mittel verwen-
den wollen. In Marktgesellschaften sind dies heu-
te in aller Regel Kaufentscheidungen, und die, 
die diese Entscheidungen treffen, sind Konsu-
mentinnen und Konsumenten. Welche Verant-
wortung tragen Konsumenten also für eine Form 

des Zusammenlebens und Wirtschaftens, die al-
len wissenschaftlichen Befunden zufolge nicht 
„nachhaltig“ ist, sondern die – wenn wir sie so 
wie bisher fortsetzen – die Lebensgrundlagen 
künftiger Menschengenerationen und anderer 
Lebewesen gefährdet? Und was sind die Voraus-
setzungen dafür, eine solche Verantwortung über-
haupt übernehmen und ihr gerecht werden zu 
können?   

Diesen Fragen stellt sich die vorliegende Un-
tersuchung. Das Projekt entstand ursprünglich 
aus einer Anfrage für einen Beitrag zu einem Sam-
melband zum Thema „Konsumentenverantwor-
tung“, der in der Regie des Forschungsbereichs 
„Verantwortungskultur“ am Kulturwissenschaft-
lichen Institut Essen (KWI) erstellt wurde.1 Die 
vorliegende Fassung stellt eine erheblich über-
arbeitete und erweiterte Version des ursprüngli-
chen Buchbeitrags dar. 

Aufgrund der Komplexität des Themas wäre 
es verlockend gewesen, ausschließlich auf die ma-
teriellen Voraussetzungen verantwortungsvollen 
Konsums abzustellen und auf dieser Grundlage 
einen Katalog mit Empfehlungen zur Förderung 
verantwortungsvollen Konsums zu erstellen. Aber 
damit würde übersehen, welche psychischen und 
sozialen Funktionen der Konsum in den meisten 
zeitgenössischen Gesellschaften für die konsu-
mierenden Menschen letztlich erfüllt und an wel-
chen Punkten daher ebenfalls angesetzt werden 
muss, um wirksame Änderungen des Konsumen-
tenverhaltens in Richtung Nachhaltigkeit zu be-
fördern. Den mentalen oder psychosozialen In-

1 Erschienen als: Fischer, Michael; Sommer, Bernd: Mentale und soziale Infrastrukturen – Voraussetzungen verantwortungsvollen Kon-
sums im Kontext der Nachhaltigkeit, in: Heidbrink, Ludger; Schmidt, Imke; Ahaus, Björn (Hrsg.): Die Verantwortung des Konsumenten. 
Über das Verhältnis von Markt, Moral und Konsum. Frankfurt am Main/New York: Campus, 2011: 183 - 202.



5

WISO
DiskursWirtschafts- und Sozialpolitik

frastrukturen des modernen Konsums ist daher in 
der vorliegenden Untersuchung ein eigenes Kapi-
tel gewidmet. 

Die Auseinandersetzung mit den materiellen 
und sozialen Voraussetzungen verantwortungs-
vollen Konsums nimmt ebenfalls einen breiten 
Raum ein. In einem ersten Schritt wird aufgezeigt, 
dass Marktversagen in vielerlei Hinsicht auch die 
Verbrauchsgütermärkte kennzeichnet: Sie sind 
von erheblichen Informations- und Machtasym-
metrien zwischen Anbietern und Verbrauchern 
geprägt und Marktteilnehmer sind versucht, all-
gemeine Standards zugunsten eigener Vorteile zu 
unterlaufen. Konsumenten agieren entgegen dem 
Ideal des homo oeconomicus nur begrenzt rational 
und sind nur sehr eingeschränkt informiert. In-
formationen und der Art ihrer Aufbereitung 
kommt damit ein wesentlicher Stellenwert bei 
den Voraussetzungen verantwortungsvollen Kon-
sums zu, wobei die Analyse an dieser Stelle eher 
ernüchternd ausfällt. Nichtsdestotrotz ist es mög-

lich, Maßnahmen zu ergreifen, welche die 
 Voraussetzungen verantwortungsvollen Konsums 
verbessern und damit einen höheren Grad an 
Nachhaltigkeit fördern. Wir können nicht von 
jetzt auf gleich nachhaltige Konsum- und Lebens-
stile verwirklichen, aber es ist möglich, sie zumin-
dest nachhaltiger zu gestalten. Ein abschließen-
der Empfehlungskatalog in diesem Sinne rundet 
daher die vorliegende Untersuchung ab.

Damit möchten wir uns auch ganz herzlich 
bedanken bei Herrn Dr. Bernd Sommer, wissen-
schaftlicher Mitarbeiter im Forschungsbereich 
„KlimaKultur“ des KWI und Referent beim Wissen-
schaftlichen Beirat der Bundesregierung Globale 
Umweltveränderungen (WBGU), für die konstruk-
tive Zusammenarbeit und spannende Diskussio-
nen. Wir hoffen, mit der vorliegenden Studie 
 einen Beitrag zur Diskussion um die Entwicklung 
eines nachhaltigen Zusammenlebens mit einer 
hohen Lebensqualität zu leisten und wünschen 
eine anregende Lektüre. 

Robert Philipps Michael Fischer
Gesprächskreis Verbraucherpolitik Arbeitskreis Arbeit-Betrieb-Politik
Abt. Wirtschafts- und Sozialpolitik Abt. Wirtschafts- und Sozialpolitik
Friedrich-Ebert-Stiftung Friedrich-Ebert-Stiftung
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(1) Klimawandel, Umweltbelastungen, Ressour-
cenknappheit sowie zunehmende soziale Un-
gleichheit innerhalb und zwischen Nationen er-
fordern eine weitreichende Transformation vor-
herrschender Wirtschafts-, Konsum- und Lebens-
weisen hin zu einer nachhaltigen Entwicklung. 
Dazu werden neben Politik und Unternehmen 
auch Verbraucherinnen und Verbraucher einen 
Beitrag leisten müssen, indem sie ihre Konsum- 
und Lebensstile entsprechend verändern. Aller-
dings sind die Voraussetzungen, um einen mit 
den Zielen der Nachhaltigkeit kompatiblen Kon-
sum ermöglichen und praktizieren zu können, 
bislang nicht immer klar.

(2) Diese mangelnde Klarheit ist nicht zuletzt 
 einem unzureichenden Bild dessen geschuldet, 
was Konsum in den modernen Gesellschaften 
 eigentlich bedeutet. In den entsprechenden wirt-
schaftswissenschaftlichen Diskussionen domi-
niert noch immer das Menschenbild des homo 
oeconomicus, des rationalen, umfassend informier-
ten Eigennutzmaximierers. Damit wird jedoch 
die psychosoziale Dimension des Konsums nur 
verzerrt wahrgenommen. So wird weder dem 
grundsätzlich gruppenspezifi sch geprägten Selbst-
wertbezug von Konsumakten in modernen Ge-
sellschaften und deren entsprechender Einbet-
tung in Lebensstilen, noch den jeweils spezi-
fi schen Orientierungsmustern und Informa-
tionsverarbeitungsstrukturen von Verbrauchern 
angemessen Rechnung übertragen. Da diese 
„mentalen Infrastrukturen“ als Voraussetzungen 
verantwortungsvollen Konsums nicht genügend 
berücksichtigt werden, greifen Strategien, die 
vorrangig auf Appelle und (produktbezogene) In-
formationen setzen, zu kurz. 

(3) Die bisherige materielle und soziale Verfasst-
heit moderner Marktwirtschaften setzt einem 
verantwortungsvollen Konsum hohe Hürden. 
Vorrangig mangelt es an belastbaren Informatio-
nen über die tatsächlichen ökologischen und so-
zialen Kosten von Produkten und Dienstleistun-
gen. Informationen allein sind zwar keine hinrei-
chende, wohl aber eine notwendige Bedingung 
für einen verantwortungsvollen Konsum – die 
oftmals nicht gegeben ist. Dies wird zudem von 
konzeptionellen Schwierigkeiten des Nachhaltig-
keitsbegriffes begleitet und verschärft. Produkt-
bezogene Nachhaltigkeitsdefi nitionen (sowie z. B. 
entsprechende Siegel) stehen vor der Schwierig-
keit einer sinnvollen Abgrenzung innerhalb von 
Wertschöpfungsketten und Konsumstilen. Infor-
mationen, die zur Beurteilung sozialer und ökolo-
gischer Nachhaltigkeit benötigt werden, stehen 
oftmals nicht zur Verfügung. Im Endkundenbe-
zogenen Massenwettbewerb verbleibt Verbrau-
chern daher oftmals als einzig belastbares Ent-
scheidungskriterium für den Kauf oder Nicht-
Kauf innerhalb eines Produktsegments nur der 
Preis. In die Preisbildung gehen aber soziale und 
ökologische Kriterien bzw. Kosten bislang nicht 
oder nur unzureichend ein.

(4) Schließlich verfolgen Anbieter in modernen 
Marktwirtschaften das Motiv der Kundenzufrie-
denheit und Nachhaltigkeit allenfalls nur mittel-
bar, insofern es dem primären Rentabilitäts- und 
Profi tmotiv unterliegt – woraus ein permanenter 
Anreiz folgt, (kostspielige) Qualitäts-, Regel-, So-
zial- und Umweltstandards zu unterlaufen und 
darüber Wettbewerbsvorteile gegenüber der Kon-
kurrenz zu erlangen. „Freie Märkte“ an sich stel-
len daher „selbstsubversive Arrangements“ dar, 

Zusammenfassung in Thesen
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die zu ihrem Fortbestehen stetiger und sorgfäl-
tiger Regulierung und Aufsicht bedürfen. Die Ver-
antwortung für nachhaltige Entwicklung darf da-
her nicht allein auf Verbraucherinnen und Ver-
braucher abgewälzt werden, da sie nur ein Ele-
ment innerhalb des darüber  hinaus von Politik 
und Anbietern geprägten Marktgeschehens mit 
seinen sozialen und ökologischen Auswirkungen 
darstellen.

(5) Der Beitrag, den ein verantwortungsvoller 
Konsum zu einer nachhaltigen Entwicklung leis-
ten kann, wird daher in dieser Untersuchung auf 
absehbare Zeit als alleine nicht ausreichend ein-
geschätzt. Das Ziel einer umfassend nachhaltigen 
Entwicklung, die auch langfristig künftigen Men-
schengenerationen und anderen Lebewesen Be-
dürfnisbefriedigungsmöglichkeiten und Lebens-
chancen im gleichen Umfang erlaubt wie den 
heute Lebenden, erscheint unter den derzeit ge-
gebenen Bedingungen als praktisch unerreichbar. 
Daraus folgt allerdings weder ein Weltuntergangs-

szenario noch die Empfehlung, nachhaltige Kon-
sum- und Lebensstile nicht weiter zu fördern zu 
versuchen. Wie auch schon bei früheren unbeab-
sichtigten Umweltfolgen menschlichen Handelns 
werden sich Menschen damit „arrangieren“, was 
zum einen bedeutet, dass künftig ein größerer 
Anteil der gesamtgesellschaftlich geleisteten Ar-
beit auf die Bewältigung der Folgen des Klima-
wandels, der Umweltbelastungen und auf die Ge-
winnung knapper werdender Ressourcen aufge-
wendet werden muss. Damit soll allerdings nicht 
unterschlagen werden, dass die Ungleichvertei-
lung dieser Folgen und entsprechender Kosten 
auf der anderen Seite zu enormen sozialen Kon-
fl ikten globalen Ausmaßes mit unabsehbaren 
Konsequenzen führen kann. Allein schon deshalb 
erscheint es sinnvoll, verfügbare Ressourcen auf 
die Förderung verantwortungsvollen Konsums 
und entsprechend nachhaltiger Lebensstile auf-
zuwenden. Auch wenn damit allein voraussicht-
lich nicht die Welt gerettet wird, trägt es zur 
 Schadensbegrenzung bei. 
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Verantwortungsvoller und ethischer Konsum ist 
heute in aller Munde. Die Politik hat die Verant-
wortung der Verbraucherinnen und Verbraucher* 

für eine nachhaltige Wirtschafts- und Lebenswei-
se entdeckt (BMVEL 2004), die Zahl der Konsu-
mentinnen und Konsumenten, denen ein ge-
sunder und nachhaltiger Lebensstil wichtig ist 
(„LOHAS“ – Lifestyles of Health and Sustainabi-
lity), scheint allerorten zu steigen (Kreeb/Motzer 
et al. 2008) und die immer deutlicher absehbare 
Dramatik des Klimawandels bei Fortsetzung des 
bisherigen Lebens- und Konsumstils moderner 
Gesellschaften lässt keinen anderen Schluss zu, 
als dass die Verbraucherinnen und Verbraucher 
zur Vermeidung ökologischer und sozialer Ka-
tastrophen entscheidende Beiträge leisten müssen. 
Zugleich gab es im Einzelnen zum Teil erheb-
liche ökonomisch-ökologische Effi zienzgewinne 
– nicht nur die Arbeitsproduktivität ist in vielen 
Bereichen während der vergangenen Jahre immer 
weiter gestiegen, sondern auch die Energie- und 
Ressourcenproduktivität. Doch diese Effi zienzge-
winne im Einzelnen wurden und werden im 

 Ganzen zumeist durch sogenannte Rebound- 
Effekte (etwa bei ökologisch verträglicheren Pro-
dukten, die aber vermehrt nachgefragt und ge-
nutzt werden), Nachfrageverschiebungen („indi-
rekte Rebound-Effekte“, etwa Energieeinsparun-
gen beim Wohnen, deren Kostenersparnis jedoch 
für mehr Fernreisen genutzt wird) und durch das 
Wachstum der globalen Gesamtwirtschaft zu-
nichte gemacht. So sank zwar der Ausstoß des 
 klimarelevanten Treibhausgases Kohlendioxid 
pro globaler BIP-Einheit zwischen 1991 und 2007 
immerhin um 21 Prozent, doch das globale 
durchschnittliche BIP-pro-Kopf wuchs im selben 
Zeitraum um 40 Prozent und die Weltbevölke-
rung um über 23 Prozent – mit dem Resultat 
eines um etwa 37 Prozent gestiegenen weltweiten 
Kohlendioxid-Ausstoßes (Dauderstädt 2011; vgl. 
Tabelle 1). Damit hat nicht nur die Anzahl der  
Konsumenten zugenommen, sondern auch die 
Menge ihres durchschnittlichen Verbrauchs – 
nicht nur in den Entwicklungs- und Schwellen-
ländern, sondern auch in den entwickelteren Ge-
sellschaften. 

1. Einleitung

Quelle: http://www.iwr.de/klima/ausstoss_welt.html, Weltbank; eigene Berechnungen.

(aus Dauderstädt 2011)

Tabelle 1:

Komponenten des globalen Kohlendioxidausstoßes

CO2 global = CO2/BIP x BIP/Kopf x Bevölkerung global

Jahr CO2 global Mrd. t. CO2/BIP (kg/USD) BIP/cap (USD) Pop (Mio.)

1991 22,5 0,620 6.776,1 5.363,2

2000 24,7 0,514 7.880,7 6.084,9

2007 30,9 0,489 9.535,3 6.620,5

Zeitraum Veränderung in %

1991 - 2000 9,5 -17,0 16,3 13,5

2000 - 2007 25,2 -4,9 21,0 8,8

1991 - 2007 37,0 -21,0 40,0 23,4

* Sofern es nicht zu Lasten der Lesbarkeit geht, verwendet der Text im Interesse einer geschlechtergerechten Sprache an dieser und an 
anderen Stellen weibliche und männliche Formen.
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In Folge der globalen Finanz- und Wirt-
schaftskrise gingen im Jahr 2009 die globalen 
Kohlendioxid-Emissionen leicht zurück (-1,4 Pro-
zent), um im Jahr 2010 – vor allem getrieben 
durch die wirtschaftlichen Entwicklungen in den 
Entwicklungs- und Schwellenländern – wieder 
umso stärker (+5,9 Prozent) anzusteigen (Peters 
et al. 2012). Für die Jahre ab 2000 – also in einer 
Phase, in der Klimaschutzbemühungen in der 
 nationalen und internationalen Politik ein ge-
wachsener Stellenwert zukam – hat sich die Ent-
kopplung von BIP-Wachstum und Kohlendioxid-
Ausstoß wieder abgeschwächt, und inzwischen 
ist sogar wieder eine Zunahme der Kohlendioxid-
Intensität pro globaler BIP-Einheit zu messen (IEA 
2011; Peters et al. 2012).

Aber nicht nur beim Ausstoß des wichtigsten 
Treibhausgases, Kohlendioxid, besteht eine eigen-
tümliche Diskrepanz zwischen dem selbst postu-
lierten Nachhaltigkeitsziel und den tatsächlich 
beobachtbaren Entwicklungen: Während bei-
spielsweise der Umsatzanteil von Bio-Produkten 
in einer Reihe von Ländern während der vergan-
genen Jahre stark zugenommen hat, ist zugleich 
oftmals die Menge weggeworfener Lebensmittel 
drastisch angestiegen (siehe für die USA: Hall et 
al. 2009). Der größere Teil davon wird zwar schon 
zwischen der Produktion und dem Verkauf ent-
sorgt bzw. geht verloren, doch gerade in den 

 entwickelteren Ländern haben die Verbrauche-
rinnen und Verbraucher einen größeren Anteil 
an dieser Nahrungsmittelverschwendung (vgl. 
Abbildung 1). Zudem ist das relativ starke Wachs-
tum ökologischer und fair gehandelter Lebens-
mittel und anderer Produkte immer auch im Ver-
hältnis zu ihrem relativ geringen Anteil am Ge-
samtumsatz zu sehen. So machten 2009 Bio- 
Lebensmittel mit etwa 4,6 Milliarden Euro 
lediglich 3,4 Prozent an den gesamten Lebens-
mitteleinkäufen der Haushalte in Deutschland in 
Höhe von gut 137 Milliarden Euro aus (vgl. Abb. 
2). Und während es beeindruckend ist, dass laut 
Fairtrade Deutschland der Umsatz von Produkten 
mit Fairtrade-Siegel in Deutschland im Jahr 2010 
um 27 Prozent gegenüber dem Vorjahr wuchs, so 
lag doch die absolute Höhe nur bei etwa 340 Mil-
lionen Euro  – wobei darin nicht nur Lebensmittel 
enthalten sind, sondern unter anderem auch 
Schnittblumen und Fußbälle. Nimmt man an, 
dass der Kauf fair und ökologisch hergestellter 
Produkte ein Indikator für verantwortungsvollen, 
nachhaltigkeitsbewussten Konsum ist, dann ste-
hen diese Zahlen bislang in einem eigentümli-
chen Missverhältnis zu den Erwartungen, die Po-
litik und Teile der Öffentlichkeit daran knüpfen. 
Sind Verbraucherinnen und Verbraucher struktu-
rell nicht in der Lage, einen Beitrag zur Nachhal-
tigkeit zu leisten?

Abbildung 1:

Nahrungsmittelverluste und -entsorgung pro Kopf in verschiedenen Regionen (2007)
in kg /Jahr

Quelle: FAO 2011: 5.
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Wie sind diese (scheinbar?) widersprüchlichen 
Entwicklungen also zu erklären? Wieso sind 
 einerseits ein gestiegenes soziales und ökolo-
gisches Verantwortungsbewusstsein bei Verbrau-
chern und Unternehmen sowie eine tatsächliche 
graduelle Veränderung des Kaufverhaltens fest-
zustellen, während sich andererseits die Nach-
haltigkeitskrise weiter zuspitzt – auch über das 
globale Bevölkerungswachstum hinaus? Die vor-
liegende Studie sucht diesen Fragen nachzugehen 
und die Voraussetzungen verantwortungsvollen 
Konsums und seine Erfolgsfaktoren zu identifi -
zieren. Dabei wird in diesem Beitrag davon ausge-
gangen, dass verantwortungsvoller Konsum letzt-
lich immer auch An forderungen der ökologi-
schen, sozialen und wirtschaftlichen Nachhaltig-
keit berücksichtigen muss.2 Das heißt in einem 
ersten groben Zugriff, dass die Entnahme bzw. 
der Gebrauch von Ressourcen der außermenschli-
chen Natur sowie die Inanspruchnahme der in 
den konsumierten Produkten und Dienstleistun-
gen enthaltenen Arbeit anderer Menschen für die 

Befriedigung eigener Bedürfnisse insofern verant-
wortungsvoll erfolgt, als dass diese Ressourcen 
auch anderen, darunter zukünftigen Menschen 
zur Verfügung stehen sollten, und die Produzen-
tinnen und Produzenten im weitesten Sinne fair 
entlohnt werden. Eben in dem Maße, dass es guten 
Gewissens verantwortet werden kann. Verantwor-
tungsvoller Konsum in diesem Sinne ist somit äu-
ßerst anspruchsvoll und voraussetzungsreich. 

Die moderne Sozialtheorie, wie sie u. a. von Pierre 
Bourdieu (1987), Norbert Elias (1987) oder An-
thony Giddens (1988) ausgearbeitet worden ist, 
lehrt, dass es neben Regeln (wie kodifi zierten Ge-
setzen) auch Strukturen gibt, die den Indivi duen 
nicht „äußerlich“ bleiben und dass diesen bei der 
Produktion und Reproduktion sozialen Handelns 
eine große Bedeutung zukommt. Eine Untersu-
chung der Voraussetzungen verantwortungsvol-
len bzw. nachhaltigen Konsums kann daher auch 
nicht auf die Analyse der materiell-gesellschaftli-
chen Infrastrukturen (Ressourcen und Regeln) be-

2 Für weitere Bedeutungsvarianten verantwortungsvollen Konsums (nachhaltiger, moralischer und politischer Konsum) vgl. Heidbrink/
Schmidt 2011: 31ff., sowie Petersen/Schiller 2011.

Abbildung 2:

Anteil von Bio-Lebensmitteln an den Lebensmitteleinkäufen der Haushalte in Deutschland 2009, 
absolute Werte in Mio. €

Quelle: BMELV BÖLW 2011.
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schränkt bleiben, sondern muss der „Dualität von 
Struktur“ (Giddens 1988: 77) Rechnung tragen, 
also auch die „mentalen Infrastrukturen“ (Welzer 
2011) unserer zeitgenössischen Massenkonsum-
gesellschaften berücksichtigen. In der Neuen Ins-
titutionenökonomik (vgl. Voigt 2009) fi ndet sich 
in der Unterscheidung von formellen und infor-
mellen Institutionen ein analoges Analysemodell: 
Während unter „formellen Institutionen“ vor al-
lem Standards (für Produkte oder die Produktion) 
und Gesetze (das Vertragsrecht, Haftungsrecht, 
Subventionsrecht etc.) gefasst werden, bezieht 
sich das Konzept der „informellen Institutionen“ 
auf Werte, Gewohnheiten und die geteilten men-
talen Wahrnehmungsmodelle der Menschen, also 
das, was Bourdieu (1987), Elias (1987) und andere 
als „Habitus“ bezeichnen. Entsprechend dieser 

Unterscheidung sollen im ersten Hauptteil des 
Beitrags die psychosozialen Voraussetzungen, 
also die „mentalen Infrastrukturen“ verantwor-
tungsvollen Konsums thematisiert werden, wäh-
rend anschließend die gesellschaftlich-materiel-
len Voraussetzungen verantwortungsvollen Kon-
sums im Mittelpunkt stehen. Letztere entspre-
chen eher dem konventionellen Verständnis von 
Infrastruktur. Auch wenn beide Strukturebenen 
hier analytisch getrennt werden, sind sie jedoch 
nicht unabhängig von einander zu verstehen, 
sondern greifen permanent ineinander. Im ab-
schließenden bilanzierenden Teil des Beitrags wer-
den bei der Skizzierung von Handlungsempfehlun-
gen zur Stärkung verant wortungsvollen im Sinne 
nachhaltigen Konsums beide Ebenen auch wieder 
gemeinsam betrachtet.
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2.1 Status- und kompensatorischer   
 Konsum – vom Haben zum Shopping

Eine entscheidende Voraussetzung zur Einschät-
zung der Voraussetzungen verantwortungsvollen 
Konsums besteht in der Analyse dessen, was Kon-
sum eigentlich bedeutet. In den entwickelteren 
Gesellschaften gilt der Großteil des Konsums (ge-
messen in BIP-Einheiten) längst nicht nur der Be-
friedigung elementarer physischer Bedürfnisse, 
wie etwa Nahrung, Wohnen oder Kleidung. Selbst 
diese scheinbar elementaren physischen Bedürf-
nisbefriedigungen werden überlagert durch bzw. 
sind eingebettet in Formen der sozialen Distink-
tion und der individuellen, immer auch grup-
penbezogenen Selbstwertstabilisierung und -er-
höhung: Man ist, was man isst, wohnt standesge-
mäß und Kleider machen Leute. Konsummuster 
sind ein wesentlicher Teil von Lebensstilen, und 
diese sind ein zentrales Element sozialer Kommu-
nikation; bezieht man diese Zusammenhänge 
nicht mit ein, bleibt unverständlich, was die 
„Dinge“ den Menschen bedeuten – und dass sie 
verschiedenen Menschen jeweils Unterschied-
liches bedeuten können (Jackson 2008: 345ff.). 

Die Funktion von Konsum als Distinktions- 
bzw. Statusmarker und die sich daraus speisende 
Tendenz zum kompetitiven Konsum ist bereits 
seit mehr als 100 Jahren und stets aufs Neue Ge-
genstand der sozialwissenschaftlichen Forschung 
und Theoriebildung (vgl. Veblen 2007 sowie 
Bourdieu 1987). Die zeitgenössische Kritik der 
„Konsumgesellschaft“ (Baumann 2005; Barber 
2007; Bolt/Schor 2005) spricht dem heutigen 
„Konsumismus“ aber eine neue Qualität zu. 

So geht Zygmunt Bauman davon aus, dass 
dem Konsum für die Menschen heute die Bedeu-
tung zukommt, die in der klassischen Moderne 

das Produzieren bzw. die Arbeit innehatte: „The 
individual expresses himself or herself through 
their possessions” (Bauman 2005: 76). Konsumie-
ren fungiert somit als zentraler Prozess, durch 
welchen Identität und Status des Einzelnen be-
stimmt werden; die Gesellschaftssubjekte mani-
festieren über das, was sie konsumieren, ihren 
Platz in der Gesellschaft. Der Tendenz nach war 
dies – wie gesagt – bereits in früheren Phasen der 
gesellschaftlichen Entwicklung gegeben. Beson-
ders ist nach Bauman heute jedoch, dass die ge-
sellschaftliche Integration mittels Konsum zum 
dominanten Modus der Vergesellschaftung auf-
zusteigen scheint und damit auch die Arbeit, wel-
cher bisher diese Rolle zukam, ablöst. Die Arbeit 
als gesamtgesellschaftlich vorrangige Erwerbs-
quelle bildet weiterhin die Voraussetzung dafür, 
an der Konsumgesellschaft überhaupt teilneh-
men zu können. Doch ihre identitätskonstitu-
ierende und -stabilisierende Bedeutung verringert 
sich im Vergleich zur entsprechenden Bedeutung 
des Konsums bzw. Konsumstils. Versucht man die 
beobachtbare Tendenz zur Verselbstständigung 
des Konsums – also Konsum des Konsums wegen 
– zu erklären, bedarf es der Berücksichtigung sei-
ner sozialen Gelegenheitsstrukturen sowie psy-
chosozialen Funktion, die der Akt des Konsumie-
rens im fl exiblen Kapitalismus (Sennett 1998; 
2005) für seine Gesellschaftsmitglieder erfüllt. 

Sowohl Bauman (2003/2005) als auch Schor 
(Bolt/Schor 2005) sehen den Aufstieg des „Konsu-
mismus“ aufs engste mit arbeitsweltlichen Ver-
änderungen – wie der Flexibilisierung sowie der 
Zunahme der Arbeitszeit – und weiteren makro-
ökonomischen Trends – wie der Zunahme sozia-
ler Ungleichheit – verknüpft (Wilkinson/Pickett 
2009). In der Tat legen psychologische Experi-
mente nahe, dass Menschen mittels Konsum und 

2.  Mentale Infrastrukturen: 

 Psychosoziale Voraussetzungen verantwortungsvollen Konsums
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insbesondere des Erwerbs von Prestigeobjekten 
und Luxusgütern versuchen, die Erfahrung von 
Ohnmachtsgefühlen psychologisch zu kompen-
sieren (vgl. Rucker/Galinsky 2008: 257ff.). Mittels 
Konsum ist es den Einzelnen somit nicht nur 
möglich, eine soziale Identität zu konstruieren 
(wozu die Erwerbsarbeit für viele Personenkreise 
heute tendenziell weniger geeignet ist), sondern 
der Konsumakt ermöglicht es auch, sich als wir-
kungsmächtig zu erleben und Unsicherheitserfah-
rungen auszugleichen (vgl. De Angelis 2004: 52ff.).

Die kompensatorischen Wirkungen des Kon-
sumierens bringen aber spezifi sche Probleme mit 
sich. So weisen Prinz und Pawelzik (2006) darauf 
hin, dass eine Bedürfnisbefriedigung mittels Kon-
sumgüter mit einem starken Abnutzungseffekt 
einhergeht, was dazu führen kann, dass sich die 
Subjekte des „Konsumismus“ in einer Befriedi-
gungstretmühle wiederfi nden, in dem Konsum 
suchtähnliche Züge annimmt. Im Extremfall 
könne dies so weit gehen, dass die maximale Be-
friedigung allein in dem Moment erreicht wird, 

in dem das Konsumgut gekauft wird – und nicht 
mehr in dessen Nutzung (ebd.). Im Zusammen-
spiel mit diesem psychologischen Mechanismus 
tragen ständige Produktinnovationen, tagtraum-
artige Werbeversprechen (Haubl 2009) und eine 
permanente Erneuerung und Erweiterung von 
Distinktionskriterien und -symbolen dazu bei, 
dass die Dynamik der Selbstwertstabilisierung 
und -erhöhung vom Haben (Fromm 1976) weiter 
zum Akt des Erwerbs, zum Shopping verschoben 
wird (Rosa 2005: 261ff.; Rosa 2011: 115ff.; Sen-
nett 2005: 120f.). Dies ist zwar derzeit vor allem 
für die entwickelteren Gesellschaften von Rele-
vanz; zugleich liefern sie jedoch einen Ausblick 
auf die Probleme durch das Anwachsen einer glo-
balen bzw. „transnationalen Konsumentenklas-
se“ (Wuppertal-Institut 2008: 78ff.), die heute 
auch und gerade in den Metropolen der Entwick-
lungs- und Schwellenländer wie Shanghai, Mum-
bai oder Mexico City bereits zu fi nden ist und 
welcher in den kommenden Jahren ein starker 
Zuwachs prognostiziert wird (vgl. Abbildung 3).
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2.2 Zur Kluft zwischen Einstellungen und  
 Verhalten 

Gerade in dem Umstand, dass Konsum insbeson-
dere in den entwickelteren Gesellschaften nicht 
nur der Befriedigung physischer Bedürfnisse 
dient, sondern vor allem psychosoziale Funktio-
nen hinsichtlich der gruppenspezifi schen Selbst-
wertstabilisierung und -erhöhung erfüllt, liegt 
aber auch eine Chance für die Ausbreitung nach-

haltigen Konsums. Denn die psychologische For-
schung (Prinz/Pawelzki 2006) zeigt auch, dass 
Konsumpräferenzen nicht von vornherein fest-
stehen, sondern sich vielmehr unter dem Einfl uss 
von Erfahrungen, Interaktionen etc. herausbil-
den und prinzipiell veränderbar sind. Verschiede-
ne Studien (Borgstedt et al. 2010; Wipperman 
2009) dokumentieren, dass sich seit einigen Jah-
ren eine wachsende Anzahl von Verbrauchern für 
die sozialen und ökologischen Herstellungsbe-

Abbildung 3:

Mittelklasse und Konsum – Aufstieg der Schwellenländer

Quelle: EUA 2011: 51.

Quelle: Kharas H., 2010, The emerging middle class in developing countries. 
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dingungen der von ihnen konsumierten Produk-
te interessiert. Ökologisch zertifi zierte oder fair 
gehandelte Produkte verzeichnen starke Wachs-
tumsraten, wenn auch, wie in der Einleitung 
oben dargestellt, von sehr geringen Ausgangsni-
veaus ausgehend. Insbesondere in den soge-
nannten gesellschaftlichen Leitmilieus ist eine 
wachsende Bereitschaft zu erkennen, auch bei 
höheren Preisen ökologische Produkte zu kaufen 
(vgl. Abbildung 4). Innerhalb der sogenannten 
Sinus-Milieus – der Name orientiert sich am 
 Urheber des Konzepts, der Sinus-Sociovision 
GmbH – liegen bei den meisten Fragen zu um-
weltschonendem Einkaufsverhalten, wie die Be-
vorzugung energieeffi zienter und langlebiger Ge-
räte, der Kauf regionaler Produkte und die Be-

rücksichtigung des „Blauen Engels“, die Milieus 
der Oberschicht und oberen Mittelschicht deut-
lich über dem deutschen Bevölkerungsdurch-
schnitt. Doch zeigen die gleichen Studien (Borg-
stedt et al. 2010) auch, dass gerade bei den sozial 
bessergestellten Milieus trotz eines zum Teil stark 
ausgeprägten Umweltbewusstseins der „ökologi-
sche Fußabdruck“ besonders groß ist. Dies ist 
 insofern keine Überraschung, da aus der sozio-
logischen und sozialpsychologischen Forschung 
grundsätzlich bekannt ist, dass die Wahrneh-
mung von Problemen nicht zwangsläufi g zu 
„richtigem“, beispielsweise umweltgerechtem, 
Handeln führt (Kuckartz 2010) bzw. zwischen 
Einstellungen und Verhalten nur eine schwache 
Beziehung besteht (Eckes/Six 1994).

3 Die Grafi k zeigt die Position der sogenannten Sinus-Milieus in der deutschen Gesellschaft nach sozialer Lage und wertebezogener Grund-
orientierung. Je höher ein bestimmtes Milieu in der Grafi k angesiedelt ist, desto höher sind Bildung, Einkommen und die Berufsgruppe.

Abbildung 4:

Soziale Milieus und nachhaltiger Konsum in Deutschland: Bereitschaft in verschiedenen 
Milieus, für umweltfreundliche Produkte mehr Geld auszugeben, Angaben in %3 

Quelle: ECOLOG 2006.
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Aus der psychologischen Forschung sind ver-
schiedene Modelle bekannt, welche die Kluft zwi-
schen (Umwelt-)Bewusstsein und (nachhaltigen)
Verhalten bzw. die beobachtbare Tendenz, trotz 
besseren Wissens an eingeübten Verhaltensmus-
tern festzuhalten, erklären. So geht die Erwar-
tungstheorie („Prospect Theory“, Kahnemann/
Tversky 1979) davon aus, dass Individuen mög-
liche Verluste ihres Verhaltens emotional deut-
lich negativer bewerten als potenzielle Gewinne 
 (Larrick/Wu 1999). Diese psychologisch zu be-
obachtende „Verlustaversion“ führt zur Favori-
sierung des bzw. dem Festhalten am status quo 
(„Status Quo Bias“). Weiter haben Untersuchun-
gen gezeigt, dass das Verhalten von Akteuren 
häufi g von einer starken Gegenwartsorientierung 
(„Present Bias“) gekennzeichnet ist: So bevor zug-
ten Versuchspersonen in sozialpsychologischen 
Experimenten kleinere Belohnungen, die sofort 
gezahlt werden, gegenüber einer größeren Geld-
summe, auf die erst in zehn Jahren zurück ge-
griffen werden kann. Mangelnde Langfristorien-
tierung und das Vermeiden von Verlusten sind 
nach Stand der Forschung umso stärker verbrei-
tet, je niedriger die verfügbaren Einkommen bzw. 
der Lebensstandard der handelnden Akteure sind 
(Lorenzoni/Nicholson-Cole/Whitmarsh 2007).

Weiter legen die Befunde der neuropsycholo-
gischen Forschung nahe, dass Informations-
kampagnen zur Stärkung des verantwortungsvol-
len Konsums kognitive Grenzen gesetzt sind: So 
ist die Informationsverarbeitungskapazität des 
menschlichen Gehirns begrenzt, und Untersu-
chungen zeigen, dass nur ein geringer Teil aller 
Konsumentscheidungen kognitiv bewusst gesteu-
ert wird, während das Gros aller Käufe auf Ge-
wohnheiten und Emotionen basiert. Sie handeln 
also nur „begrenzt rational“ (Simon 1959). 
Schließlich hat Richard H. Thaler (1999) in seiner 
Theorie des „Mental Accounting“ aufgezeigt, wie 
Konsumenten üblicherweise mentale Konten 
führen, in denen sie den Konsum in verschiede-
nen Bereichen gedanklich miteinander verrech-
nen: So kann eine durch den Verzehr ökologisch 
hergestellter Lebensmittel erzielte verbesserte 
Umweltbilanz dadurch wieder mehr als wett ge-
macht werden, dass auf dem „mentalen Konto 
für verursachte Umweltbelastungen“ in der Wahr-

nehmung des Konsumenten wieder ein neues 
Guthaben entstanden ist, welches für umweltbe-
lastenden Konsum in einem anderen Bereich – 
wie eine Flugreise – „ausgegeben“ wird. 

Während also über eine Milliarde Menschen 
ein Dasein unterhalb der absoluten Armutsgrenze 
fristen und meist auch Hunger leiden müssen, ist 
es für wohlsituierte Mittel- und Oberschichtan-
gehörige oftmals Ausweis ihrer Zugehörigkeit zu 
einer nicht nur fi nanziell potenten, sondern auch 
moralisch fortschrittlichen (oder überlegenen?) 
Gruppe, dass sie auch (demonstrativ) ethisch bzw. 
sozial-ökologisch verantwortungsvoll konsumie-
ren – was aber eben nicht ausschließt, dass sie 
 zugleich in vergleichsweise großen Wohnungen 
leben, Flugreisen in ferne Länder unternehmen 
oder sich neueste technische Gadgets zulegen, 
obwohl sie keine Zeit haben, diese auch nutzen 
zu können (Sennett 2005: 122ff.). Dies als mas-
senhaftes Auftreten individueller kognitiv-mo-
ralischer Schizophrenie oder als bloßes Werte-
problem anzusehen, greift indes zu kurz. Denn 
diese gerade bei den privilegierten Milieus (eben 
weil sie sich aufgrund ihrer ökonomischen Lage 
meist auch anders entscheiden könnten) beson-
ders gut erkennbare Lücke zwischen Einstellun-
gen und Verhalten ist ein wesentliches Element 
„mentaler Infrastrukturen“ bzw. des jeweils grup-
penspezifi schen sozialen Habitus‘, dessen unge-
schriebenen und zumeist gut verinnerlichten 
„Regeln“ sich die Einzelnen nur bei Strafe des 
Verlusts ihrer bisherigen identitätsstiftenden und 
selbstwertrelevanten Gruppenzugehörigkeit ent-
ziehen können:

Das Wir-Bild und Wir-Ideal eines Menschen ist 
ebenso ein Teil seines Selbstbildes und Selbstideals 
wie das Bild und Ideal seiner selbst als der einzigar-
tigen Person, zu der er ‚Ich’ sagt. [… ] Diese und 
ähn liche Aspekte der Gruppenidentität eines Men-
schen sind ebenso fest in seine persönliche Identität 
einverwoben wie solche Elemente, die ihn von ande-
ren Mitgliedern seiner Wir-Gruppe unterscheiden.

(Elias 1993: 44)

Dass diese Zugehörigkeiten zunehmend über 
den Erwerb bestimmter Produkte bzw. Marken 
 demonstriert und damit nicht nur symbolisch ver-
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mittelt, sondern selbst warenförmig geworden 
sind, schwächt diese habituellen Zwänge keines-
wegs.

Dennoch schafft die Sensibilität dafür, dass 
ökonomische Potenz nicht nur zur Wohltätigkeit 
anhalten sollte, sondern dass auch die ökologi-
schen und sozialen Folgen einer jeden Konsum-
entscheidung bedacht werden sollten, die Vor-
aussetzungen dafür, dass sich der beobachtbare 
Einstellungswandel früher oder später auch in 
 einem konsequenteren Verhaltenswandel nieder-
schlägt. Denn gerade weil ein Großteil des Kon-
sums in den entwickelteren Gesellschaften vor 
allem psychosoziale Funktionen hinsichtlich der 
gruppenspezifi schen Selbstwertstabilisierung und 
-erhöhung erfüllt, besteht eine gewisse Chance, 
Einfl uss auf diese Strukturen zu nehmen.4 Diese 
Chance ist jedenfalls größer als wenn es sich vor-

rangig um die Befriedigung elementarer physi-
scher Bedürfnisse handelte – auch wenn der Ver-
such, die entsprechenden Lebensstile in Richtung 
mehr Nachhaltigkeit zu beeinfl ussen, immer 
noch eine enorme Herausforderung darstellt 
(Jackson 2008). Damit sich das zunehmende, je-
doch bislang weitgehend latente Nachhaltigkeits-
potenzial bei einem größeren Bevölkerungs anteil 
aber auch tatsächlich manifestiert, bedarf es je-
doch nicht nur der Berücksichtigung oder Über-
windung der hier skizzierten „psychologischen 
Barrieren“. Die Realisierung verantwortungsvol-
len Konsums, der ökologische und soziale Be-
lange angemessen berücksichtigt, kann nur funk-
tionieren, wenn auch entsprechende materielle 
und soziale Infrastrukturen sowie geeignete In-
formationen und Anreize, die ihn ermöglichen 
und begünstigen, zur Verfügung stehen.

4 Bemerkenswert ist in diesem Zusammenhang, dass in sozialpsychologischen Experimenten „grüne Produkte“ für Konsumenten gerade 
dann attraktiver waren, wenn sie preislich über dem konventionellen Vergleichsprodukt lagen (Woodside 2011).
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3. Soziale Infrastrukturen: Gesellschaftlich-materielle Voraussetzungen  

 verantwortungsvollen Konsums

3.1 Märkte und Mythen – zwischen   
 „selbstsubversiven Arrangements“   
 und Warenreichtum

Die entscheidendste gesellschaftliche Infrastruk-
tur des modernen Konsums ist zunächst der 
Markt mit seinen beiden Säulen der Vertragsfrei-
heit zwischen autonomen Rechtssubjekten und 
der staatlich gewährleisteten Rechtssicherheit, 
deren Voraussetzung wiederum ist, dass es über-
haupt formal freie bzw. autonome Rechtssubjekte 
gibt. Die idealisierte Form dieser Figuration ist in 
der Vorstellung vom „freien Markt“ ausgedrückt. 
Nachdem für Jahrhunderte die Befriedigung von 
Bedürfnissen vorrangig in „bornierten Gemein-
wesen“ größtenteils unfreier Individuen geregelt 
und der relativ geringen Naturbeherrschung ent-
sprechend eingeschränkt war, schien mit der 
Durchsetzung des Kapitalismus in Form des „frei-
en Marktes“ die Versöhnung egoistischer Ein-
zelinteressen mit dem Gemeinwohl greifbar: Die 
„unsichtbare Hand des Marktes“, deren Entde-
ckung Adam Smith zugeschrieben wird, schien zu 
ermöglichen, dass sich im möglichst unverzerr-
ten Spiel von Angebot und Nachfrage über kurz 
oder lang nur die qualitativ hochwertigsten und 
dabei preisgünstigsten Angebote halten könnten, 
da die Nachfrager (die Verbraucherinnen und Ver-
braucher) auf rationale Weise ihren Eigennutz zu 
maximieren trachteten. Die untereinander im 
Wettbewerb stehenden An bieter müssten sich 
 daher permanent um eine preisliche wie qualita-
tive Verbesserung ihres Angebots bemühen. 
Schließlich würden alle davon profi tieren, weil es 
immer bessere Angebote zu immer günstigeren 
Preisen gäbe. 

Obwohl schon Adam Smith sah, dass die 
„unsichtbare Hand des Marktes“ zur Realisierung 
ihrer gemeinwohldienlichen Wirkung auf die 
durchaus sichtbare und eingreifende Hand der 
Politik angewiesen ist (Produktsicherheit und 

-standards, Kartellrecht etc.; vgl. Medema 2009), 
verfolgten nach dem Ende der Ost-West-Kon-
frontation (und teilweise auch schon zuvor) 
 wirtschaftspolitische Institutionen auf globaler 
(WTO, IMF, Weltbank) und europäischer Ebene 
oftmals eine Politik der Schaffung „freier Märkte“ 
und der Zurückdrängung (sozial-)staatlicher Ein-
fl üsse. In der Realität war (und ist) dies oftmals 
eine einseitige Politik der Liberalisierung, die von 
wirtschaftlich schwächeren Ländern eine Öff-
nung ihrer Märkte und weitreichende Privatisie-
rung verlangte, während heimische Akteure der 
mächtigeren Länder durch verschiedenste Maß-
nahmen vor dem freien Wettbewerb geschützt 
wurden (vgl. Stiglitz 2002: 78ff.). Doch auch in 
Deutschland wurden mit Verweis auf die mut-
maßlich höhere Effi zienz marktwirtschaftlicher 
Organisation zahlreiche Deregulierungs-, Libera-
lisierungs- und Privatisierungsmaßnahmen voll-
zogen. Die Verantwortung für die Gemeinwohl-
dienlichkeit bzw. für die Sozial- und Umweltver-
träglichkeit entsprechender Angebote verschob 
sich damit von staatlichen Institutionen mehr 
und mehr auf Verbraucherinnen und Verbrau-
cher (Lamping 2009). 

Unter marktwirtschaftlichen Bedingungen 
sind jedoch vorrangig die Profi tchancen der An-
bieter und nur mittelbar Verbraucherpräferenzen 
die wesentlichen Treiber  der sozioökonomischen 
Entwicklung. Gelingt es Anbietern nicht, renta-
bel zu bleiben, drohen sie mittel- bis langfristig 
vom Markt zu verschwinden, auch wenn sie mög-
licherweise qualitativ hochwertigere Produkte 
und besseren Service als die Konkurrenz anbie-
ten. Die Rolle von Verbraucherinnen und Ver-
brauchern ist dabei nicht immer ganz eindeutig, 
denn je schwerer es ihnen fällt, das Verhältnis 
von Preis und Qualität (und „externen“ Kosten) 
angemessen einzuschätzen, umso geringer sind 
ihre (bewussten) Einfl uss- und Entscheidungs-
möglichkeiten (Oehler 2005). Als prägnantestes 



19

WISO
DiskursWirtschafts- und Sozialpolitik

Signal verbleibt aus Verbraucherperspektive 
schließlich der Preis: Wenn Qualitätsinformatio-
nen bei ähnlich erscheinenden Gütern nicht ver-
fügbar beziehungsweise mit Ungewissheit behaf-
tet sind oder aus anderen Gründen (Komplexität, 
Bildungsvoraussetzungen, Kontext etc.) nicht 
verarbeitet werden können, bildet „preisbewuss-
tes“ Kaufverhalten den wesentlichen Kanal, über 
den Verbraucher ihre Präferenzen artikulieren 
(bzw. artikulieren können; vgl. Akerlof 1970). 
Auch wenn der homo oeconomicus in vielerlei Hin-
sicht der Realität nicht angemessen ist (Thaler/
Sunstein 2009), agieren die meisten Verbraucher 
in einer gewissen Weise diesem Menschenbild ent-
sprechend – sofern man, wie oben dargestellt, be-
rücksichtigt, dass ihre „Rationalität“ dabei meist 
begrenzt und systematisch verzerrt ist. 

Dabei darf allerdings nicht übersehen wer-
den, dass sich in der zweiten Hälfte des 20. Jahr-
hunderts in den entwickelteren Gesellschaften 
das Antlitz des Kapitalismus‘ ganz erheblich ge-
wandelt hat – während zunächst vor allem in den 
(westlichen) Metropolen des 19. Jahrhunderts 
merkliche Veränderungen der Marktstrukturen in 
Richtung eines Massenkonsums von industriell 
gefertigten Massengütern beobachtbar waren 
(einhergehend mit einer entsprechenden Trans-
formation der sozialen Persönlichkeitsstrukturen 

einer entstehenden Konsumentenklasse; vgl. Sen-
nett 1996: 186ff., siehe auch oben, Kap. 2, „Men-
tale Infrastrukturen“), vollzog der „Fordismus“ 
des 20. Jahrhunderts die Ausweitung dieser kon-
sumgesellschaftlichen Strukturen über nahezu 
alle Schichten der entwickelteren Gesellschaften 
hinweg (Hobsbawm 1998: 325ff.). Dieser Massen-
konsum ermöglichte den Einbezug immer weite-
rer und umfassenderer Bevölkerungsgruppen in 
eine zunehmend arbeitsteilige und dabei auch 
grenzüberschreitende Wirtschaft der Massengü-
terproduktion, mit ihren bekannten, zumeist 
„dem“ Kapitalismus zugeschriebenen Zugewin-
nen an Effi zienz und materiellem Wohlstand. 
 Statistisch fand dies jedenfalls seinen Ausdruck in 
einem enormen Wachstum des Bruttoinlands-
produkts pro Kopf in den westlichen Industrie-
ländern (vgl. Abbildung 5).

Die Relevanz des heutigen Massenkonsums 
und damit der Einfl uss der Verbraucher auf das 
wirtschaftliche Geschehen sind mit den (früh-)
kapitalistischen Verhältnissen des 18. und weiten 
Teilen des 19. und 20. Jahrhunderts kaum zu ver-
gleichen. Aber dieser immens gewachsene Ein-
fl uss der Verbraucher auf die wirtschaftliche Ent-
wicklung und auf die Angebotsstrukturen darf 
nicht verwechselt werden mit der Vorstellung, 
dass die Verbraucher sich dieser Marktmacht 

Abbildung 5:

Entwicklung des BIP pro Kopf in Deutschland, Westeuropa, USA, Japan und „Sowjetunion“ 
von 1820 - 2003

Quelle: Maddison 2007: 382; eigene Darstellung.
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gänzlich bewusst wären und entsprechend selbst-
bewusst oder gar einheitlich als „Gegenmacht“ 
zu allgemeinwohlschädlichen Marktentwicklun-
gen auftreten (vgl. Stehr 2007: 228ff.). Der Ein-
fl uss der Verbraucher auf die Gestaltung des 
Marktangebotes ist in weiten Teilen mehr denn 
je vorhanden, aber bislang überwiegend blind 
und unkoordiniert. Realistischer erscheint es von 
einer Dialektik der Angebots- und Nachfrage-
strukturen auszugehen, also von einem weit we-
niger eindeutigen sozialen Prozess respektive von 
einer „sozialen Logik“, die sich der absoluten 
Kontrolle einzelner Individuen oder privater – 
wie auch staatlicher – Interessengruppen ver-
sperrt (Jackson 2008: 349): Die Konsumentschei-
dungen von gestern, die unter der mehr oder we-
niger bewussten Abwägung von Preisen und in-
dividuellen, dabei immer in irgendeiner Art und 
Weise auch gruppen- bzw. schichtbezogener Gü-
terpräferenzen getroffen wurden, bilden zusam-
men mit der Entwicklung von Einkommenschan-
cen die Voraussetzungen für die Konsumentschei-
dungen von heute. Denn sie beeinfl ussen nicht 
nur die Nachfrage, sondern auch das Angebot: 
Während auf den Märkten Nachfrage ohne Kauf-
kraft kein Angebot schafft, können wiederum die 
Anbieter nicht auf Dauer an den (wandelbaren) 
Präferenzen kaufkräftiger Verbraucherinnen und 
Verbraucher und der Massennachfrage vorbei 
produzieren, ohne dabei wirtschaftlich zu schei-
tern. 

Allerdings ist das unter kapitalistischen Be-
dingungen und bis auf wenige Ausnahmen 
zwangsläufi ge Profi tmotiv der Anbieter äußerst 
„geschmeidig“ gegenüber den oft nur schwer vor-
hersagbaren Konsumpräferenzen. Die Versuche 
der Beeinfl ussung von Verbrauchern durch Wer-
bung sind vielfältig und oftmals erfolgreich. Ver-
braucher bilden ihre Bedürfnisse und Präferenzen 
nicht  autonom bzw. individuell im „stillen Käm-
merlein“, sondern in ständigen Interaktionen 
und inmitten einer Welt voller kaum überschau-
barer Informationen und Versprechungen, die 
nicht zuletzt von Werbeagenturen mit hohem Auf-
wand entwickelt werden. Jenseits dieser Ebene 
der Beeinfl ussung von Konsumpräferenzen blei-

ben noch die Bemühungen, an der „Preisschrau-
be“ zu drehen – oftmals mit entsprechenden Fol-
gen, die nicht zwangsläufi g oder erst zu spät die 
Aufmerksamkeit der Verbraucherinnen und Ver-
braucher erregen.

Das privatwirtschaftliche Profi tmotiv an sich 
ist zunächst blind gegenüber sozialen und ökolo-
gischen Folgen. Es ist für Anbieter verlockend 
und oftmals naheliegend, mögliche Folge- und 
Nebenkosten abzuwälzen („Externalisierung“), 
Qualitätsstandards stillschweigend abzusenken 
oder zu unterlaufen (eingebauter Verschleiß, min-
derwertige Produktkomponenten) und möglichst 
alle verfügbaren Mittel und Wege auszuschöpfen, 
um im Kampf um die Gunst der Verbraucherin-
nen und Verbraucher die Preise der Konkurrenz 
zu unterbieten oder einen augenscheinlich er-
kennbaren Mehrwert der eigenen Produkte dar-
zustellen, manchmal vielleicht auch nur zu sug-
gerieren. Der „reine“ marktwirtschaftliche Wett-
bewerb ist im Kern ein Wettbewerb um (niedrige) 
Preise bzw. komplementär dazu um (hohe) Profi -
te, ungeachtet der den einzelnen Akteuren mehr 
oder weniger zurechenbaren öko logischen und 
sozialen Folgekosten. Claus Offe spricht daher 
auch von einer Tendenz der Märkte zu „selbstsub-
versiven Arrangements“5. Solche Strategien er-
scheinen aus einer moralischen  Perspektive zwei-
felhaft und stellen unter Umständen ernstzuneh-
mende Reputationsrisiken für die Anbieter dar, 
sofern eine relevante Anzahl von Konsumenten 
darauf aufmerksam wird und entsprechend han-
delt. Doch diese Risiken betreffen in der Regel 
bislang nur öffentlich bekannte Marken und den 
verbrauchernahen Einzelhandel. 

Weitere Strategien bestehen in der Erschlie-
ßung neuer Märkte und in Produktinnovationen. 
Im Kern laufen sie darauf hinaus, neue Bedürfnis-
se zu schaffen (ab ovo oder bei jenen, die sie noch 
nicht haben) oder vorhandene Bedürfnisse auf 
neuartige Weise zu decken (zum Beispiel Smart-
phones mit Internetzugang statt einfacher Mobil-
telefone) und somit ein Feld zu betreten, in dem 
es (noch) wenig Konkurrenz gibt. Je erfolgreicher 
diese Strategie ist, desto mehr gefährdet sie je-
doch aus einzelwirtschaftlicher Sicht ihren eige-

5 Vortrag von Claus Offe im Rahmen des Workshops „Verbraucherpolitik und Verbraucherforschung – Wissenschaft und Politik im Ge-
spräch“ vom Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) Berlin und dem Gesprächskreis Verbraucherpolitik der Friedrich-Ebert-
Stiftung am 3. September 2010 in Berlin.
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nen Erfolg, indem sie zwangsläufi g neue Konkur-
renz auf den Plan ruft. Gelingt es nicht, einen 
neuen Markt möglichst umfassend abzuschotten, 
etwa durch Patente oder andere Zugangshürden 
wie Staatsverträge, hohe Kapitalkosten, privile-
gierte Netzstrukturen etc. (was jeweils zu Mono-
pol- oder Oligopolstrukturen führt), beginnt das 
Spiel des Preisrennens im Endkundenwettbewerb 
von neuem. Dem (mehr oder weniger) freien 
Markt wohnt damit eine Tendenz inne, nicht bes-
sere Qualität, sondern letztlich nur immer mehr 
zu tendenziell niedrigeren Preisen zu liefern; zu-
mindest so lange die externalisierten ökologi-
schen und sozialen Kosten oder die Folgen abge-
senkter bzw. unterlaufener Qualitätsstandards 
nicht konsequent in den Unternehmensbilanzen 
und Produktpreisen erscheinen – was zumal in 

einer globalisierten, aber kaum global regulierten 
Weltwirtschaft noch allzu häufi g geschieht (Daly 
1999: 196ff.). 

Im Ergebnis und mit Blick auf empirische 
Entwicklungen kann man festhalten, dass die 
Wahlmöglichkeiten für Verbraucher (vor allem in 
den entwickelteren Gesellschaften) und der 
durchschnittliche globale Wohlstand (gemessen 
in BIP-pro-Kopf) zwar in der Tat erheblich ge-
wachsen sind. Zugleich haben aber auch die öko-
logischen Belastungen immens zugenommen 
und in einigen Bereichen schon die Grenzen der 
planetarischen Tragfähigkeit überschritten (Rock-
ström et al. 2009; vgl. Abbildung 6). Gleichzeitig 
nehmen prekäre Arbeits- und Lebensverhältnisse 
selbst in den entwickelteren Staaten wieder zu 
(vgl. Abbildung 7).

6 Der innere grüne Bereich indiziert für neun Bereiche des Erdsystems die maximalen Grenzen, welche einzuhalten sind, um eine gefähr-
liche Schädigung der natürlichen Lebensgrundlagen der Menschheit zu verhindern. Die roten Felder stehen für den bereits heute er-
reichten Stand in dem jeweiligen Bereich. In drei Subsystemen (Rate des Biodiversitätsverlusts, Klimawandel und menschliche Beeinfl us-
sung des Nitrogenzyklusses) sind die Grenzen bereits überschritten. 

Abbildung 6:

Planetarische Grenzen6

Quelle: Rockström et al. 2009:22.
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Diese Entwicklungen verdeutlichen schlaglicht-
artig: „Freie Märkte“ an sich ermöglichen weder 
verantwortungsvollen Konsum noch begünstigen 
sie ihn automatisch, und noch weniger sind sie 
aus sich heraus „nachhaltig“. Märkte bedürfen 
 einer stetigen Korrektur bzw. Regulierung, um 
dem Gemeinwohl zu dienen – und verantwor-
tungsvollen Konsum zu ermöglichen.

3.2 Korrektive marktwirtschaftlichen   
 Versagens – Produktstandards,   
 Marktregulierung und das Leitbild   
 der „Nachhaltigkeit“

Über die Setzung entsprechender Standards als 
Voraussetzung des Marktzugangs wird versucht, 
negativen Auswüchsen der Marktaktivitäten poli-
tisch, teils auch aus privater Initiative entgegen- 
zusteuern. Die staatliche bzw. behördliche und 

zuweilen auch verbandliche8 Festsetzung und 
Überwachung von Maßen und Gewichten, aber 
auch von Produktkomponenten, insbesondere 
bei der Münzherstellung und Lebensmittelzube-
reitung, sind frühe Formen dessen, was als Ver-
braucherschutzpolitik bezeichnet werden kann 
und die sich schon auf antiken und mittelalter-
lichen Märkten vorfi nden ließen – elementare 
Formen der Korrektur oder des Verhinderns 
marktwirtschaftlichen Versagens. Sie sollten vor 
allem Auswüchsen des Marktgeschehens ent-
gegenwirken, die Gefahr laufen, dessen eigene 
Existenzbedingungen zu untergraben. Später, vor 
 allem im 20. Jahrhundert sind auch Umwelt-   
und Sozialstandards (Industrie- und Abgasnor-
men, Verbot sittenwidriger Löhne etc.) hinzuge-
kommen. Als Verbraucherpolitik, die über eine 
solche elementare Marktregulierung und einen 
entsprechenden Verbraucherschutz im engeren 
Sinne hinausgeht und auch den Verbraucherin-
nen und Verbrauchern eine ökologische und so-

7 Unter „prekäre Beschäftigung“ fallen vor allem Leiharbeit, befristete Arbeitsverhältnisse, 400-Euro-Jobs sowie Praktika und Scheinselbst-
ständigkeit. Von „regulärer Beschäftigung“ unterscheiden sie sich durch ein geringeres, teils sehr lückenhaftes Niveau rechtlicher und 
sozialer Absicherung sowie, in den meisten Fällen, deutlich geringerer Stundenlöhne.

8 Ein bekanntes Beispiel für solche verbandlichen Selbstkontrollen der Anbieter sind die technischen Überwachungsvereine (TÜV), deren 
Vorläufer bereits Mitte des 19. Jahrhunderts gegründet wurden. Ähnliche Aufgaben hatten teilweise schon die mittelalterlichen Zünfte 
übernommen.

Abbildung 7:

Prekär7 und normal Beschäftigte in der Haupterwerbstätigkeit in Deutschland 
1998/2008, in Mio.

Quelle: Statistisches Bundesamt, ver.di.
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ziale Verantwortung zuspricht, fi ndet sie sich  
aber erst informell in den Dritte-Welt- und Um-
weltbewegungen der 1970er Jahre und formell 
institutionalisiert erst seit etwa der Jahrtausend-
wende (vgl. Müller 2004 sowie  Reisch 2004). So 
ist in dem Verbraucherpolitischen Bericht der 
Bundesregierung von 2004 erstmals die Rede von 
einer Befähigung der Verbraucher zur Berücksich-
tigung „ökologischer, sozialer und ethischer 
 Aspekte“ bei ihren Konsumentscheidungen:

Die Verbraucherpolitik der Bundesregierung zielt 
darauf ab, die Verbraucher zu befähigen, im Rah-
men ihrer Konsumentscheidungen auch ökologi-
sche, soziale und ethische Aspekte mit zu berück-
sichtigen. [...] [So] sollen Verbraucherinnen und 
Verbraucher am Markt Produktalternativen fi nden, 
die es ihnen erlauben, ihren Haushalt nach den 
Kriterien einer nachhaltigen Entwicklung auszu-
richten. Dazu müssen Waren und Dienstleistun-
gen, die den Kriterien einer nachhaltigen Wirt-
schaftsweise entsprechen, angeboten werden und 
als solche erkennbar sein. (BMVEL 2004: 4)

Nach dem bisher Dargelegten dürfte klar sein, 
dass diese Formulierungen einen hohen Anspruch 
an Verbraucher wie an Anbieter und an Märkte 
insgesamt implizieren. Doch damit brachte die 
damalige Bundesregierung auch zwei elementare 
Voraussetzungen verantwortungsvollen Konsums 
auf den Punkt: Zuallererst müssen am Markt Pro-
duktalternativen angeboten werden, die den Kri-
terien einer (ökologisch und sozial) nachhaltigen 
Entwicklung entsprechen. Und nicht minder 
wichtig ist, dass sie als solche für die Konsumen-
tinnen und Konsumenten überhaupt erkennbar 
und von anderen nicht nachhaltigen Angeboten 
unterscheidbar sind. Die Herausforderungen für 
eine entsprechende Informationspolitik und da-
mit auch Informationsgestaltungspolitik sind al-
les andere als trivial, wie schon das vertraute 
 Problem der Qualitätsbeurteilung hinlänglich ge-
zeigt hat. 

Dabei erweist sich allerdings bereits die Be-
antwortung der Frage, ob überhaupt nachhaltige 
Produktalternativen angeboten werden, in der 
Praxis als äußerst schwierig: Denn einerseits man-
gelt es in praktisch allen Sektoren an der Verfüg-
barkeit aussagekräftiger sowie vergleichbarer In-
formationen (dazu unten mehr) und andererseits 
ist auch nicht immer klar, was genau Nachhaltig-
keit letzten Endes bedeutet – oder aber wo die 
Grenzen ihrer Reichweite anzusiedeln sind 
(Schoenheit 2009). Die klassische Defi nition von 
Nachhaltigkeit durch die Brundtland-Kommis-
sion (1987), dass Entwicklung dann nachhaltig 
sei, „wenn sie zur Bedürfnisbefriedigung aller 
heute lebenden Menschen führt und Bedürfnis-
befriedigungsmöglichkeiten zukünftiger Gene-
rationen nicht gefährdet“, lässt mit Blick auf 
nachhaltigen Konsum viele Fragen offen und 
konkretisiert Nachhaltigkeit nicht genug, als dass 
sie als Verhaltensrichtschnur dienen könnte. Das 
stellt die Verantwortung der Konsumenten vor 
die Herausforderung, Nachhaltigkeit als norma-
tiven Bezugspunkt ihres Handelns immer wieder 
unter Vorbehalt stellen zu müssen, da neue Er-
kenntnisse dazu führen können, dass sich der 
heute als nachhaltig geltende Konsum schon 
morgen als nicht nachhaltig erweist.9 

„Nachhaltigkeit“ – was ist darunter zu verstehen?

Mit Blick auf die derzeitigen Debatten lassen sich 
zwei Defi nitionen von nachhaltigem Konsum 
unterscheiden: Zum einen anhand von Nach-
haltigkeit in einem starken bzw. engeren Sinne. 
Diese sieht vor, dass „Konsum [...] (theoretisch) 
intra- und intergenerational verallgemeinerbar 
für alle Menschen ist, ohne das Ziel der Nach-
haltigkeit zu gefährden“ (Belz/Bilharz 2005: 10; 
ähnlich Hagemann 2004: 97). Zum anderen wird 
nachhaltiger Konsum in einem schwächeren bzw. 
weiteren Sinne defi niert als „Konsumoptionen, 
welche die mit Produktion und Konsumtion ein-
hergehenden sozial-ökologischen Probleme im 

9 Zahlreiche Kriterien nachhaltigen Konsums, die auf den ersten Blick eindeutig erscheinen – wie die regionale Herkunft von Obst und 
Gemüse – hängen bei genauerer Betrachtung von den genauen Kontextbedingungen ab, die den Verbrauchern in der Regel nicht ein-
sichtig sind. So kann über den Winter eingelagertes Obst aus dem Umland beispielsweise eine schlechtere ökologische Bilanz aufweisen 
als frisches Obst aus entfernten Regionen (Öko-Institut 2010: 40f.).
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Vergleich zu konventionellem Konsum verrin-
gern, ohne den individuellen Nettonutzen ‚über 
Gebühr‘ zu senken“ (Belz/Bilharz 2005: 9; ähn-
lich Hagemann 2004: 97). Letztere Variante er-
weist sich insofern als „schwächer“, als sich mit 
der Änderung von Standards des konventionel-
len Konsums auch die Referenzwerte des nach-
haltigen Konsums im weiteren oder schwächeren 
Sinne ändern. Zudem schwingt bei der schwä-
cheren Defi nition die Vorstellung mit, natürli-
ches Kapital an erneuerbaren wie nicht erneuer-
baren Ressourcen (Pfl anzen, Tiere, fossile Brenn-
stoffe) könne durch menschengeschaffenes Kapi-
tal (Anlagen, Maschinen, Technologien) ersetzt 
werden, was aber nur zum Teil möglich und sinn-
voll ist, da menschengeschaffenes Kapital immer 
auch in höherem oder geringerem Maße natür-
liches Kapital ergänzend benötigt (Daly 1999: 110-
115). Sinnvoller erscheint es daher, sich an Kri-
terien der Nachhaltigkeit bzw. des nachhaltigen 
Konsums im engeren oder stärkeren Sinne zu ori-
entieren, um verlässliche und dauerhafte Refe-
renzen zu identifi zieren. Mit Blick auf Nachhal-
tigkeit im engeren oder stärkeren Sinne kann 
schließlich im Sinne einer Graduierung zwischen 
mehr oder weniger nachhaltigem Konsum bzw. ent-
sprechenden Angeboten unterschieden werden.

Ökologische Nachhaltigkeit

Relativ einfach scheint sich die Problematik bei 
der ökologischen Nachhaltigkeit darzustellen: Im 
starken oder engeren Sinne nachhaltig können 
nur jene Konsumgüter sein, deren Herstellung 
und Vertrieb einerseits keine oder nur solche öko-
logischen Belastungen verursachen, die sich in-
nerhalb natürlicher Zyklen wieder ausgleichen 
und die sich andererseits (gegebenenfalls zyklen- 
oder phasenweise) ad infi nitum reproduzieren las-
sen. Der Spielraum für solcherart ökologisch 
nachhaltige Produkte und damit ihrer Mengen ist 
heute noch äußerst gering, da bei Produktion und 
Vertrieb in nahezu allen Branchen und Sektoren 
fossile Rohstoffe und andere natürliche Produk-
tionsfaktoren unwiderrufl ich aufgebraucht wer-
den. Bestehende Zertifi kate für „nachhaltige“ 
Produkte, beispielsweise bei Holzwaren oder in 
der Fischerei, schränken den Bezugsrahmen in 

der Regel auf die (Re-)Produktion der Hauptkom-
ponente bzw. des primären Rohstoffes ein, 
 während die Bedingungen und Umstände dieser 
(Re-)Produktion (Produktionsgüter, Transport, 
aber auch naturräumliche Interdependenzen etc.) 
außen vor bleiben. Nichtsdestotrotz sind Pro-
dukte, die die Regeln der bestehenden ökologi-
schen Nachhaltigkeitszertifi kate wie zum Beispiel 
Bio-Siegel erfüllen, zumeist nachhaltiger als kon-
ventionell hergestellte Produkte. 

Soziale und ökonomische Nachhaltigkeit

Schwieriger wird es bei der Frage der sozialen 
Nachhaltigkeit. Zwar kann man sagen, dass die-
sem Problembereich der Nachhaltigkeit schon 
deutlich früher als der ökologischen Nachhaltig-
keit Aufmerksamkeit zuteil wurde – auf globaler 
Ebene spätestens mit dem sogenannten Nord-
Süd-Bericht „Das Überleben sichern. Gemeinsa-
me Interessen der Industrie- und Entwicklungs-
länder“, der 1980 unter der Leitung von Willy 
Brandt fertiggestellt wurde. Doch bis heute hat 
sich keine eindeutige Defi nition durchgesetzt 
oder ein handhabbares Konzept herausgeschält, 
sodass sich Bedeutungsvarianten von einem 
Syno nym für „soziale Gerechtigkeit“ (ebenfalls 
klärungsbedürftig) über eine Gleichsetzung mit 
Unternehmensverantwortung im Sinne von Cor-
porate Social Responsibility (CSR) bis zur allge-
mei nen Frage der Sicherung des sozialen Zusam-
menhalts fi nden lassen. Mit Blick auf die Nach-
haltigkeitsdebatte im Zusammenhang mit wirt-
schaftlichen Aktivitäten scheint in der derzeit 
üblichen Gebrauchsweise mit „sozialer Nachhal-
tigkeit“ vor allem gemeint zu sein, dass sich die 
materielle Lage für die betroffenen Individuen 
und/oder Gruppen nicht verschlechtern bzw. im 
Falle bestehender Benachteiligung eher verbes-
sern wird, und damit landet man bei ökonomi-
schen bzw. Verteilungsfragen. Doch auch ökono-
mische Nachhaltigkeit lässt sich nicht ohne Wei-
teres defi nieren: Ökonomisch nachhaltig könn-
ten beispielsweise höhere Löhne bzw. eine 
vergleichsweise höhere Lohnquote und/oder zu-
gehörige Sozialleistungen im Verhältnis zur Ge-
winnquote (bzw. deren absolute Höhe) ein Indi-
kator für soziale und/oder wirtschaftliche Nach-



25

WISO
DiskursWirtschafts- und Sozialpolitik

haltigkeit eines Unternehmens oder einer Bran-
che sowie der entsprechenden Produkte sein. 
Denn solche Konstellationen würden eher dafür 
sprechen, dass die derart „fairer“ entlohnten ab-
hängig Beschäftigten eine Nachfrage entfalten 
können, die auch die Angebotspotenziale aus-
schöpft. Gesamtwirtschaftlich gesehen, und das 
wäre ein bedeutendes Kriterium für wirtschaftli-
che Nachhaltigkeit, gibt es auf Dauer keine Alter-
native zur Entsprechung zwischen Gesamtnach-
frage und Gesamtangebot.10 Ein zeitweiliger Ver-
mögensaufbau der Einen und eine komplementä-
re Verschuldung Anderer wäre nur ein Hilfsmittel, 
temporäre Inkonsistenzen zwischen jeweiligen 
Einkommens- und Konsumströmen zu überbrü-
cken; die seit einigen Jahren beobachtbare und 
sich zunehmend verschärfende Vermögenskon-
zentration im globalen Maßstab ist aus dieser 
 Perspektive nicht zielführend bzw. ein Indikator 
für Nicht-Nachhaltigkeit und stellt zudem eine 
Gefahr für die demokratische Regelung kollek-
tiver Belange dar (Möhring-Hesse 2004: 125ff.). 
Auf makroökonomischer und gesamtgesellschaft-
licher Ebene erscheint es daher durchaus mög-
lich, belastbare Kriterien zumindest für wirt-
schaftliche Nachhaltigkeit zu fi nden, die als sol-
che auch relevant ist für soziale Nachhaltigkeit – 
in welcher konkreten Ausgestaltung auch immer.

Grenzen des Nachhaltigkeitsbegriffs

Angesichts komplexer globaler Produktions- und 
Vertriebswege sowie sektoraler Wandlungsprozes-
se lässt sich diese gesamtwirtschaftliche Heuristik 
allerdings nicht ohne weiteres auf einzelne Be-
triebe und Branchen anwenden. Schließlich soll-
ten die Löhne (bzw. ihre Entwicklung) auch noch 
in einem angemessenen Verhältnis zur Produk-
tivität (bzw. ihrer Entwicklung) stehen – doch die 

Produktivitätsniveaus zwischen verschiedenen 
Sektoren und Branchen sind kaum vergleichbar, 
da nicht physisch, sondern monetär bemessen 
und damit selbst wiederum abhängig von der 
Nachfrage bzw. von der entsprechenden gesell-
schaftlichen, durch Macht- und Interessen konstel-
lationen bedingten Bewertung (Schettkat 2010: 
24). Eine tragfähige systematische und empirie-
basierte Defi nition sozialer Nachhaltigkeit ist so-
mit kaum möglich und daher verbleibt sie vor 
allem als 

ein normatives Konzept, das zwar der Anbindung 
an die Empirie bedarf, aber nicht aus dieser abge-
leitet werden kann. [...] Oberziel der sozialen Nach-
haltigkeit ist die Sicherung des gesellschaftlichen 
Zusammenhalts. In der Konkretisierung ergeben 
sich daraus Ziele wie persönliche Entfaltungs- und 
Entwicklungsmöglichkeiten, Teilhabe an (Entschei-
dungs-)Prozessen in allen Bereichen der Gesell-
schaft, einschließlich der Wirtschaft. 

(Spangenberg 2003: 649f.)

Da jedoch „gesellschaftlicher Zusammenhalt“ we-
der als Analyse- noch als Prognosekategorie so -
zialer Nachhaltigkeit ebenso wenig wie „persön-
liche Entfaltungs- und Entwicklungsmöglichkei-
ten“ oder „Teilhabe an Entscheidungsprozessen“ 
hinreichend operationalisierbar ist (was am ehes-
ten noch bei der Teilhabe gelingt), wäre es ange-
messener, von „fairen“ und nicht von „sozial 
nachhaltigen“ Produkten oder entsprechendem 
Konsum zu sprechen. „Fairness“ als normative 
Kategorie auch in der Wirtschaft zielt auf eine 
 gesellschaftlich als angemessen akzeptierte Auf-
teilung von Kosten, Gewinnen und Mitbestim-
mungsmöglichkeiten zwischen Verbrauchern, 
Arbeitern und Unternehmern (wobei die „Ange-
messenheit“ bzw. gesellschaftliche Akzeptanz so-

10 Lehrbuchartig zusammengefasst: „Die Summe der gegenwärtigen Konsumansprüche ist exakt gleich der Summe des erwirtschafteten 
Einkommens und exakt gleich der Summe der produzierten Güter. Ob die Menschen sich untereinander Konsumansprüche ausleihen, 
ist für die Volkswirtschaft als Ganzes sowohl in der Gegenwart als auch in zukünftigen Perioden belanglos. Lediglich die Eigentumsrech-
te haben sich verschoben: Die Schuldner erwerben heute Eigentum an Konsumgütern, die Gläubiger erwerben dafür Eigentum an zu-
künftigen Konsumgütern, die es noch gar nicht gibt.“ (Flassbeck/Spieker: 2007: 226; Hv. i.O.) Die derzeitige Finanzmarktkrise, die mit 
dem Zusammenbruch der US-amerikanischen Investmentbank Lehman Brothers im Jahr 2008 manifest wurde, hat allerdings gezeigt, 
dass dieser Bogen der Verschiebung von Eigentumsrechten offenbar auch überspannt werden kann: Nämlich dann, wenn die Gläubiger 
– aus welchen Gründen auch immer – anzunehmen beginnen, dass die Schuldner nicht mehr willens oder in der Lage sind bzw. sein 
werden, die entsprechenden Ansprüche zu erfüllen.
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zio-kulturell und historisch variiert) und zielt we-
niger auf eine Aussage über die langfristige Über-
lebensfähigkeit (bzw. Nachhaltigkeit) einzelner 
Unternehmen, Branchen und Sektoren – die auf 
dem derzeitigen Stand der gesellschaftlichen 
 Wissensentwicklung auch kaum seriös getroffen 
werden kann. Produkte mit „Fair-Trade“-Siegel 
weisen in diesem Sinne einen moralisch-ethi-
schen Mehrwert gegenüber konventionell produ-
zierten und gehandelten Produkten auf (Heid-
brink/Schmidt 2009) – doch ob sie auch tatsäch-
lich, also nachweisbar „sozial nachhaltig“ sind, 
lässt sich nicht abschließend überprüfen. Ver-
braucher, die auch in sozialer Hinsicht verant-
wortungsvoll konsumieren wollen, können sich 
daher streng genommen nur an gruppenspezi-
fi schen, kontextabhängigen und zeitgebundenen 
moralischen Intuitionen (die etwa im „Fair-
Trade“-Siegel ihren Ausdruck fi nden) und kaum 
an verlässlichen wissenschaftlichen Informatio-
nen orientieren. 

Auch hier gilt, dass im Zweifelsfalle „fair“ ge-
handelte Produkte zumindest einen höheren 
Grad an sozialer (und wirtschaftlicher) Nachhal-
tigkeit aufweisen, als konventionell gehandelte 
Produkte. Kommen höhere Preise auch der Masse 
der Produzierenden (also den Beschäftigten) und 
nicht nur den Unter nehmern zugute, wirkt sich 
dies meist positiv auf die sozialen Strukturen aus. 
Die Aufmerksamkeit für fairen Handel konzen-
trierte sich bislang allerdings mehr auf den inter-
nationalen Handel zwischen „westlichen“ und 
„Dritte-Welt-Ländern“, während die Verhältnisse 
in und zwischen „westlichen“ Ländern praktisch 
außen vor blieben. Erst in jüngster Zeit erhalten 
mit ihrer zunehmenden Verbreitung prekäre Ar-
beitsbedingungen auch in den „west lichen“ 
 Ländern mehr verbraucherpolitische Beachtung, 
wobei die Bemühungen um die Entwicklung 
 entsprechender verbraucherpolitischer Standards 
noch in den Kinderschuhen stecken.

Diese kursorischen Überlegungen machen 
deutlich: Zwar hatten schon frühere Formen der 
Marktregulierung und Standardsetzung eine Art 
Nachhaltigkeit zum Bezugspunkt, indem sie die 
Aufrechterhaltung der Existenzbedingungen der 
jeweiligen Märkte zu gewährleisten suchten, die 
durch ein Versagen un- oder fehlregulierter Märk-

te ständig gefährdet waren und es bis heute sind. 
Doch die Globalisierung, also die Verlängerung, 
Differenzierung und Verdichtung wirtschaftlicher 
Interdependenzketten und nicht zuletzt die sich 
allmählich abzeichnende Komplexität und End-
lichkeit der Globalität selbst in ökologischer und 
klimatischer Hinsicht, haben die Vorstellung von 
umfassender Nachhaltigkeit nicht nur erst be-
fördert, sondern zugleich enorme und  steigende 
Anforderungen an entsprechende Konzepte mit 
sich gebracht. Während die Verwendung des 
Nachhaltigkeitsbegriffs im Sinne der ökologi-
schen Nachhaltigkeit noch relativ leicht opera-
tionalisierbar ist und dem Konzept in diesem 
 Bereich ein analytischer Mehrwert innewohnt, 
ist dies bei derzeitigem Wissensstand für die „so-
ziale“ und „wirtschaftliche Nachhal tigkeit“ nur 
bedingt gegeben. 

3.3 Materielle Infrastrukturen und 
 Möglichkeitsspielräume 
 verantwortungsvollen Konsums 

Staatlicher Regulierung und zum Teil auch direk-
ter staatlicher Angebotsbereitstellung kommt bei 
der Herstellung gesellschaftlicher Möglichkeits-
bedingungen verantwortungsvollen Konsums 
zweifelsfrei ein prominenter Stellenwert zu. So ist 
es umweltverträglicher und dementsprechend 
verantwortungsvoller, öffentliche Nahverkehrs-
mittel oder für längere Reisen einen Zug oder den 
Langstreckenbus zu nutzen als ein Auto – zumal 
wenn erstere in zunehmendem Maße mit Erneu-
erbaren Energien betrieben werden, wie z. B. 
Stadtbusse mit Biogas und elektrische Züge mit 
einem steigenden Anteil von Wind- und Solar-
strom. Allerdings müssen diese Alternativen auch 
den einzelnen Verbraucherinnen und Verbrau-
chern zu bezahlbaren Preisen zur Verfügung ste-
hen, was oftmals insbesondere in ländlichen Ge-
bieten häufi g nicht der Fall ist. Letztere benötigen 
ohnehin angesichts ihrer geringen Siedlungs-
dichte oft spezifi sche Lösungen (z. B. Anruf-Sam-
meltaxis statt regelmäßiger Busverbindungen), 
wobei diese seitens der politischen Planer jedoch 
noch zu selten (aber immerhin immer öfter) be-
rücksichtigt werden. Der Klimawandel und die 



27

WISO
DiskursWirtschafts- und Sozialpolitik

demografi schen Veränderungen in Deutschland 
stellen öffentliche Infrastrukturen wie öffent-
lichen Nahverkehr und Schienenfernverkehr, 
Stromversorgung und Wasserwirtschaft zukünftig 
vor besondere Herausforderungen – doch ihr an-
gemessener Umbau wird nur gelingen, wenn 
 Bürger und Verbraucher intensiv und mehr als 
bislang auch in frühen Zielfi ndungs- und Pla- 
nungssta dien einbezogen werden, wie zum Bei-
spiel bei der Gestaltung des Schienen netzes in der 
Schweiz (Lell 2010: 30). Für die  Herstellung ausrei-
chender in frastruktureller Möglichkeitsbedingun-
gen verantwortungsvollen Kon sums reicht es nicht 
aus, die Angebote innerhalb bestehender Märkte 
entsprechend auszugestalten – auch die Gestal-
tung der „Märkte“ selbst bedarf offenbar einer 
weiter gehenden Demokratisierung (Leggewie/
Welzer 2009: 172ff.) 

Ein anders gelagertes Beispiel politischer Re-
gulierung und Schaffung entsprechender Infra-
strukturen in Richtung einer zumindest ökolo-
gisch nachhaltigeren Gestaltung von Märkten ist 
das im Jahr 2000 erlassene Erneuerbare-Energien-
Gesetz (EEG). Wesentlich für dieses Gesetz sind 
weniger das Vorschreiben bestimmter Standards 
für Erneuerbare Energien oder dass der Staat in 
großem Stil als Anbieter aufgetreten wäre, als 
vielmehr die ökonomischen Anreize, die privaten 
Anbietern durch Garantievergütungen gesetzt 
wurden und die zu Veränderungen in der Ange-
botszusammensetzung führen sollten. Im Ergeb-
nis hat dieses Gesetz dazu geführt, dass der Auf-
wuchs erneuerbarer und damit nachhaltigerer 
Energien am deutschen Strommarkt innerhalb 
weniger Jahre selbst optimistische Erwartungen 
ansonsten eher skeptischer Beobachter übertrof-
fen hat (Wuppertal-Institut u. a. 2008: 132ff.) und 
ihr Anteil an der deutschen Stromversorgung im 
Jahr 2010 bei 17 Prozent lag (BMU 2011). Wenn-
gleich eine Vielzahl von Verbrauchern die Wir-
kungen dieser Maßnahme begrüßt, wirkt sie aber 
zunächst über ihre Köpfe hinweg: Individuell 
können sie sich nicht entscheiden, ökologisch 
nachhaltigen oder konventionell produzierten 
Strom zu beziehen, vielmehr fi nanzieren sie beide 
Varianten sozusagen im allgemeinen Umlagever-
fahren mit. Andererseits haben vergleichsweise 
geringe Kapitalkosten und relativ verlässliche 

Renditen für Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer 
Energien dazu geführt, dass in diesem Bereich 
eine nicht unerhebliche Anzahl von Verbrau-
chern (mit entsprechendem Einkommen und/
oder Vermögen) zugleich zu Produzenten gewor-
den ist („Prosumer“, in den Worten des US-Ame-
rikanischen Zukunftsforschers Alvin Tofl er). Zu-
gleich hat dies in Teilen dazu geführt, dass das in 
der Bundesrepublik seit Jahren rückläufi ge Modell 
der Genossenschaften, bei dem sich die Verbrau-
cher in Kollektiven an der Angebotserstellung be-
teiligen (Wuppertal- Institut 2008: 560ff.), eine 
gewisse Renaissance erlebte. Allerdings beziehen 
Verbraucher weiterhin erhebliche Anteile kon-
ventionellen Stroms, selbst wenn sie sich für ei-
nen Ökotarif entscheiden, da jener beim derzeiti-
gen Energiemix für ausreichende Netzkapazitäten 
immer noch unvermeidlich ist. Ihre Entscheidung 
für Ökotarife hat dennoch eine Signal- und eine 
ökonomische Wirkung, da sie über staatliche Vor-
gaben hinaus eine Bereitschaft zeigen, für eine 
nachhaltigere Energieversorgung einzutreten und 
auch einen entsprechenden fi nanziellen Mehrbe-
trag dazu zu leisten. Dieses Signal gibt entspre-
chenden poli tischen Initiativen Rückendeckung 
und wird auch von den Anbietern „verstanden“.

Die Notwendigkeit einer Demokratisierung 
der Ausrichtung und Gestaltung öffentlicher 
Dienste und Infrastrukturen einerseits und die 
ökologisch durchaus wirkungsvolle staatliche, je-
doch vorrangig an der Anbieterseite ansetzenden 
Marktregulierung nach dem EEG markieren zwei 
unterschiedliche, aber nicht notwendigerweise 
einander ausschließende Varianten einer nach-
haltigkeitsorientieren und verantwortungsför-
dernden Infrastrukturpolitik. Die Schwierigkeit 
besteht jedoch darin, dass das, was Verbrauche-
rinnen und Verbraucher im Rahmen gegebener 
Strukturen wollen (bessere Autobahnen, billiges 
Benzin), nicht unbedingt das ist, was sie langfris-
tig und als Gesamtheit betrachtet brauchen 
(nachhaltige Mobilität jenseits des individuellen 
Kraftfahrzeugverkehrs), während Letzteres unter 
gegebenen Umständen oft nicht das ist, was sie 
wollen. Schon Verbraucherschutz bedeutet genau 
genommen, nicht nur gegebene bzw. artikulierte 
Verbraucherinteressen zu schützen, denn: „Wer 
Verbraucherschutz will, der muss den Verbrau-
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cher ab und zu vor sich selbst in Schutz nehmen.“ 
(Pötter 2006: 14) Doch wer entscheidet darüber, 
was Konsumentinnen und Konsumenten brau-
chen, zumal wenn es dem zuwiderläuft, was sie 
als ihren Willen in einer gegebenen Situation 
 äußern oder entsprechende Kaufentscheidungen 
treffen? Vergleichsweise einfach erscheint die 
Antwort in den Fällen, in denen Angebote nach-
weislich schädlich für sie selbst und andere sind, 
und daher durch den Staat verboten (etwa harte 
Drogen) oder durch hohe Hürden beschränkt 
werden (wie bei „Genussmitteln“). Die Wahlfrei-
heit der Verbraucher wird in diesen Fällen qua 
staatlichen Dekrets eingeschränkt, im Idealfall 
nachweislich zu ihrem eigenen Vorteil. Doch 
Entscheidungen über die Gestaltung der Infra-
struktur erfordern nicht nur Verbraucherschutz, 
sondern Verbraucherpolitik – damit  

werden politische Elemente auf den Wirtschaftsbe-
reich übertragen, wenn das Leitbild auf die Über-
nahme von Verantwortung durch die Verbraucher 
abzielt. Dieses gibt Verhaltensweisen vor, die nicht 
den Verbraucher in seiner Rolle als Marktakteur, 
sondern den Bürger in seiner Rolle als Verbraucher 
ansprechen. Nach dem verbraucherpolitischen 
Leitbild soll der Verbraucher nicht als Wirtschafts-
subjekt handeln, sondern als Bürger.

(Schwan 2009: 14)

Die Ansprache des Verbrauchers als Bürger zielt 
vor allem auf seine politische Partizipation, wo-
mit der Staat oder die Politik die Entscheidungs-
spielräume für Verbraucher nicht nur defi nieren 
sollten, etwa indem sie Anbietern entsprechende 
Vorgaben machen oder Anreize setzen, sondern 
die Verbraucherinnen und Verbraucher auch in 
die Entscheidung darüber und in die Gestaltung 
der gesellschaftlich-materiellen Infrastruktur mit 
einbeziehen. Denn es ist alles andere als neben-
sächlich, wer darüber bestimmt und wie darüber 
entschieden wird, was für Verbraucher schädlich 
ist oder worin ihre  Verantwortung als Bürger 
(Consumer Citizen) besteht und damit, wie die 
materielle Infrastruktur einer Gesellschaft mit ih-
ren ent sprechenden Entscheidungsspielräumen 
für mehr oder weniger verantwortliches Konsu-

mieren letztlich ausgestaltet sein soll. Am Beispiel 
der „Wunderwirtschaft“ der DDR-Konsumkultur 
der 60er Jahre kann eindrucksvoll beobachtet 
werden, wie politisch verordnete Konsummuster 
an den Verbrauchern „nachhaltig“ scheitern kön-
nen: 

In Versorgungslücken oder Engpässen der einen 
Waren und der Überproduktion anderer, die dann 
als Ladenhüter die Geschäfte füllten, spiegelt sich 
der Widerspruch zwischen der Orientierung der 
Planung auf notwendige Gebrauchsgüter und den 
sich in nicht vorgesehene Richtung entwickelnden 
Bedürfnissen, die über dieses zum unmittelbaren 
Leben Notwendige hinausreichten. 

(Merkel 1996: 12) 

Ein Ausbau der Bürger- und Verbraucherparti-
zipation hingegen kann nicht nur für eine höhe-
re Akzeptanz und Legitimität entsprechender 
 politischer Entscheidungen sowie für eine Rück-
kopplung erwartbarer Konsumpräferenzen und 
-bereitschaften sorgen, sondern auch neue und 
innovative Lösungsvorschläge für bekannte Di-
lemmata hervorbringen – so etwa beim „1. Ver-
braucherparlament“, das vom Verbraucherzen-
trale Bundesverband im Juni 2010 in Berlin unter 
dem Motto „für mich. für dich. fürs klima.“ 
mit Schwerpunkt auf klimaverträgliche Mobili-
tätskonzepte durchgeführt wurde. So identifi -
zierte dieses aus 150 aus allen Bevölkerungs-
schichten zufällig ausgewählten Personen beste-
hende „Verbraucherparlament“ als wichtigste 
Optionen zur Verbesserung des öffentlichen Nah-
verkehrs die Finanzierung mittels einer Einheits-
abgabe, wodurch die Nutzung des Öffentlichen 
Nahverkehrs zum „Nulltarif“ erfolgt11, eine inte-
grierte, verkehrsträgerübergreifende Mobilitäts-
planung sowie eine Mitwirkung von Arbeitgebe-
rinnen und Arbeitgebern bei dieser Mobilitäts-
planung (vgl. www.verbraucherfuersklima.de ) – 
Vorschläge, die innovativer und möglicherweise 
auch effektiver sind als das, was derzeit in der 
 etablierten Politik diskutiert wird. 

Verbraucherinteressen sind allerdings ent-
sprechend ihrer heterogenen Struktur in vielen 
anderen Bereichen jenseits von Energie und Mo-
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bilität komplexer und widersprüchlicher, auch 
hinsichtlich ihrer (oftmals nur latenten) Verant-
wortungsbereitschaft, insbesondere was die so-
zialen Aspekte ihres Konsumverhaltens betrifft. 
Verbraucherorganisationen können nicht nur 
eine wichtige Rolle bei der Bündelung dieser he-
terogenen Interessen, sondern auch hinsichtlich 
einer Förderung der allgemeinen Verantwor-
tungsbereitschaft spielen, indem sie kontinuier-
lich Zusammenhänge veranschaulichen. Dazu 
bedürfen sie aber auch entsprechender Informa-
tionen und mehr noch bedarf es entsprechend 
aussagekräftiger Informationen über die jeweili-
gen Angebote für die Verbraucherinnen und Ver-
braucher. Dies soll im Folgenden näher beleuch-
tet werden.

3.4 Informationen als Voraussetzung   
 verantwortungsvollen Konsums 

Da Konsummöglichkeiten (zumindest in entwi-
ckelteren Gesellschaften) insgesamt sehr vielfäl-
tig sind, ist es sinnvoll, sich in diesem Beitrag auf 
jene Bereiche privaten Konsums zu konzentrie-
ren, die zumindest in ökologischer Hinsicht die 
bedeutendsten Auswirkungen haben und zu-
gleich durch Konsumenten auch beeinfl ussbar 
sind:

Soweit der direkte und indirekte Umweltverbrauch 
durch die privaten Haushalte beeinfl ussbar ist [.], 
geschieht dies [..] zu überwiegenden Teilen durch 
nur drei Konsumbereiche:
1. Bauen und Wohnen, einschließlich Renovieren, 
Umbauen, Heizen;
2. Mobilität, einschließlich Freizeit und Reisen;
3. Ernährung (einschließlich Produktion und Verar-
beitung von Lebensmitteln, ohne Kochen/Kühlen).
Die Bereiche Bildung, Gesundheit, Sicherheit im 
gesellschaftlichen Zusammenleben etc. stellen zwar 
relevante Konsumbereiche dar, sind aber in der Re-
gel Staatskonsum und nicht Haushaltskonsum. 
Textilien, Waschen und Reinigen machen zusam-

men unter zehn Prozent der gesamten Stoff- und 
drei Prozent der Energieverbräuche aus, Gesund-
heit (fünf Prozent), Hygiene und Körperpfl ege (zwei 
Prozent) liegen noch niedriger – die resultierenden 
Einsparpotenziale liegen also im Bereich von weni-
gen Prozenten. In dieser Hinsicht können die letzt-
genannten Konsumbereiche als ökologisch und 
 politisch weniger zentral betrachtet werden, auch 
wenn Bereiche wie Kleidung wegen ihres lebens-
qualitäts- und statusprägenden Charakters eine 
wichtige symbolische Bedeutung aufweisen.

(Spangenberg/Lorek 2001: 26)

Von den drei Bereichen Bauen und Wohnen, 
 Mobilität und Ernährung kommt letzterer dem 
Marktideal am nächsten: Bauen und Wohnen, 
wie die Errichtung eines Eigenheims, der Erwerb 
einer Eigentumswohnung oder der Abschluss 
 eines Mietvertrags sind für die meisten Konsu-
mentinnen und Konsumenten eher außeralltäg-
liche Konsumentscheidungen, und auch wenn 
das Angebot und die entsprechende Wechselbe-
reitschaft allmählich zuzunehmen scheint, ent-
scheiden Verbraucher noch nicht ständig neu 
über ihre Energiever sorgung; die Auswahl zwi-
schen verschiedenen Mobilitätsangeboten ist in 
vielen Fällen schon eine alltäglichere, doch, wie 
oben skizziert, ist der Entscheidungsspielraum    
je nach Situation und räumlich-regionaler Lage 
stark durch das Vor handensein oder Nicht-Vor-
handensein öffentlich angebotener Alternativen 
bedingt und liegt damit jeweils mehr oder we-
niger jenseits individueller Präferenzen der Ver-
braucherinnen und Verbraucher. Nahrungsmit-
tel hingegen müssen regelmäßig neu beschafft 
werden und die Bandbreite der angebotenen 
 Alternativen erscheint auch variantenreich ge-
nug, um Verbrauchern relativ weitreichende Ent-
scheidungsspielräume hinsichtlich eines verant-
wortungsvollen und nachhaltigkeitsrelevanten 
Konsums zu ermöglichen. Sie bilden daher einen 
besonderen Schwerpunkt in den folgenden Aus-
führungen.

11 Die Stadt Hasselt in Belgien hat mit der Einführung eines Öffentlichen Nahverkehrs zum Nulltarif sehr positive Erfahrungen gemacht 
und damit weltweit Nachahmer gefunden (vgl. WBGU 2011: 265f.). 
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Für Verbände wie Endverbraucher gleicher-
maßen sind ökologische und soziale Nachhaltig-
keitsgrade von Produkten und Dienstleistungen 
nur dann beurteilbar und können dementspre-
chend auch nur dann bei  einem verantwortungs-
vollen Konsum berücksichtigt werden, wenn In-
formationen über ihre Herkunft, Zusammenset-
zung und Qualität sowie über ihre Produktions- 
bzw. Bereitstellungsbe dingungen auf Mikro- und 
Makroebene nicht allzu schwer verfügbar, ver-
ständlich und vergleichbar sind (Schwan 2009: 
78ff.). 

Während jedoch Herkunft im räumlich-re-
gionalen Sinne (zum Beispiel „Thüringer Brat-
wurst“, bei der wie bei anderen „Geschützten geo-
graphischen Angaben“ der Verarbeitungsort in 
Thüringen liegen und darüber hinaus auch ein 
bestimmter Anteil der Zutaten, hier 51 Prozent, 
aus der Region kommen müssen) noch relativ 
einfach zu handhaben ist, kann die Auskunft 
über Produktzusammensetzungen schon mit dem  
Geschäftsgeheimnis von Anbietern kollidieren. 
Und jenseits eindeutig gesundheitsbelastender 
 Inhalts- oder Schadstoffe ist die Beurteilung der 
Qualität etwa hinsichtlich langfristiger gesund-
heitlicher Effekte bestimmter Nahrungsmittel 
oftmals selbst unter Expertinnen und Experten 
umstritten. Sie müsste letztlich im Gesamtkon-
text individuellen Ernährungsverhaltens und 
 Aktivitätsmuster gesehen werden (es macht zum 
Beispiel einen Unterschied, ob man eine empfoh-
lene Tagesmenge von 2.000 Kalorien mit einer 
einzigen Mahlzeit oder über den Tag verteilt zu 
sich nimmt). 

Hinsichtlich der sozialen und ökonomischen 
Ebene der Produktion und Bereitstellung von Gü-
tern und Dienstleistungen kann man auf Mikro-
ebene im Vergleich zwischen einzelnen Betrieben 
davon ausgehen, dass unter dem Gesichtspunkt 
verantwortungsvollen Konsums und unter der 
Voraussetzung der Verfüg barkeit entsprechender 
Informationen eher Produkten oder Dienstleis-
tungen der Vorzug zu geben ist, die wenigstens 
unter tarifl ichen oder übertarifl ichen Bedingun-
gen her- bzw. bereitgestellt werden, als jenen, 
 deren niedriger Preis zum Beispiel auf Externali-
sierung sozialer Kosten beruht (zum Beispiel mit 
Billigarbeitskräften, die zur Erhaltung eines men-

schenwürdigen Existenzminimums auf ergänzen-
de staatliche  Sozialleistungen angewiesen sind). 
Auf der Makro ebene ist dies wiederum schwieri-
ger, da nicht nur einzelne Unternehmen, sondern 
auch branchenbezogene, sektorale und überre-
gionale Entwicklungen in ein gesamtwirtschaft-
liches Verhältnis zueinander gebracht werden 
müssten, deren nachhaltige Zusammensetzung 
zu bestimmen selbst Experten überfordert (bzw. 
widersprüchlich beurteilt wird).

Vorbehaltlich der genannten Einschränkun-
gen und der konzeptionellen Schwierigkeiten bei 
der Defi nition nachhaltigen Konsums gibt es al-
lerdings eine ganze Reihe entsprechender Infor-
mationsmöglichkeiten, die sich jedoch hinsicht-
lich ihrer Reichweite, ihres Informationsgehaltes 
und ihrer möglichen Wirkung erheblich unter-
scheiden.

Zeitschriften oder Internetportale mit entspre-
chenden Testberichten und Hintergrundinfor-
mationen liefern am ehesten noch umfassende 
Informationen nicht nur hinsichtlich der  Quali- 
tät, sondern mitunter auch hinsichtlich der Her-
kunft und der Herstellungsbedingungen von Kon-
sumgütern. Ihre Reichweite ist jedoch begrenzt, 
da zum einen nur ein geringer Bruchteil von (oh-
nehin bereits sehr interessierten) Verbraucherin-
nen und Verbrauchern diese zur Kenntnis nimmt, 
und zum anderen ihre Lektüre vergleichsweise viel 
Zeit in Anspruch nimmt sowie ein nicht zu unter-
schätzendes Hintergrund- bzw. Vorwissen voraus-
setzt (Schwan 2009: 263f.). 

Gleiches gilt für sozial-ökologische Einkaufsfüh-
rer und einschlägige Unternehmenstests – eine 
„[...] Bestandsaufnahme zeigt, dass ethisch orien-
tierte Einkaufsführer ihr Publikum großteils noch 
in  einer gesellschaftlichen Nische (öko-soziale 
 Pioniermilieus) fi nden“ (Hagemann 2004: 7). Er-
schwert wird die Situation dadurch, dass es dafür 
noch keine unabhängigen und transparenten 
Qualitätsstandards gibt, so dass die Bewertungen 
ein und desselben Produktes oder Unternehmens 
bei verschiedenen Trägern unterschiedlich aus-
fallen können (vgl. Hagemann 2004: 72ff.). 
Nichtsdestotrotz können solche Informationen 
den Ausgangspunkt für breitenwirksamere Kam-
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pagnen von Nichtregierungsorganisationen bil-
den – und zwar umso besser, je umfassender, ver-
gleichbar und ausnahmslos Unternehmen zur 
Offen legung ihrer ökologischen und sozialen 
Produk tionsbedingungen verpfl ichtet werden 
(Lübke 2008). Obwohl sich zahlreiche Organisa-
tionen seit Jahren darum bemühen, liegt dieses 
Ziel aber noch in weiter Ferne.12 

Unter ähnlichen Problemen leiden auch Ratge-
ber zum nachhaltigen Konsum, die nicht nur 
einzelne Produkte oder Unternehmen bewerten, 
sondern auch allgemeinere Tipps für einen 
nachhaltig(er)en Konsum- und Lebensstil geben. 
Ihre Standards und Schwerpunktsetzungen wei-
chen voneinander ab, wobei auch sie nur von 
 einem Bruchteil bereits sehr interessierter Ver-
braucherinnen und Verbraucher zur Kenntnis ge-
nommen werden. Da sie in der Regel nur eine 
Sammlung einzelner Handlungsempfehlungen 
nach Art „kleiner Schritte“ beinhalten, aber kei-
nen integrierten Gesamtansatz verfolgen, laufen 
sie Gefahr, einzelne Bausteine für ein gutes Ge-
wissen zu liefern, die jedoch auch in das Gesamt-
gebäude eines alles andere als nachhaltigen Kon-
sum- und Lebensstils eingebaut werden können 
(Bilharz 2006; vgl. auch oben „Mentale Infra-
strukturen“ zum „Mental Accounting“).  

Kennzeichnungen, Siegel bzw. Labels und Güte-
zeichen setzen an den einzelnen Produkten an, 
auf oder an denen sie angebracht sind. Sie stehen 
damit prinzipiell allen Verbraucherinnen und 
Verbrauchern zur Verfügung. Ihr Vorteil besteht 
zunächst darin, komplexe Produktinformatio-
nen zu verdichten, auf einen Blick zur Verfügung 
zu stellen und entsprechende Vergleiche zwi-
schen verschiedenen Produkten ermöglichen zu 
können – zumindest theoretisch. Vorbehalt lich 
der bereits genannten konzeptionellen Schwie-
rigkeiten können auch Nachhaltigkeitsgrade auf 
diese Weise kenntlich gemacht werden. Aber: 
„Prinzipiell haben Labels per se keine Aussage-

kraft, wenn die Kriterien unbekannt sind oder 
ihre Einhaltung nicht gesichert ist.“ (Schwan 
2009: 111) Genau daran hapert es in der Praxis: 
Gesetzlich geregelte Kennzeichnungen und Sie-
gel/Labels dürfen zwar nicht gefälscht und die 
Einhaltung ihrer Kriterien muss praktisch aus-
nahmslos durch unabhängige Prüfstellen kon-
trolliert werden; doch es steht den Anbietern frei, 
auch eigene Kennzeichnungen oder Siegel/Labels 
zu entwickeln, die zwar formal nicht mit den 
staatlich-offi ziellen zu verwechseln sein dürfen, 
in der Praxis jedoch von den Verbrauchern oft 
nicht ohne weiteres zu  beurteilen sind. In dem 
Maße, wie Labels, ob staatlich-offi zielle oder pri-
vatwirtschaftliche, zunehmende Verbreitung fi n-
den, wächst der Druck auf nicht ausgezeichnete 
Güter, was wiederum zu einer weiteren Beschleu-
nigung der Verbreitung und der Vielfalt von 
 Labels führt. Die Folgen sind entsprechend:

Es wird geschätzt, dass sich derzeit rund 1.000 La-
bels auf dem deutschen Markt befi nden, eine An-
zahl, die statt der verfolgten Transparenz eher zur 
Verunsicherung beizutragen vermag. [...] Die zur 
Unübersichtlichkeit tendierende Anzahl an Labels 
hat einerseits zur Folge, dass nur noch die wenigs-
ten Hersteller- und Verbandslabel von unabhängi-
gen Institutionen empfohlen werden, andererseits 
führt die infl ationäre Verwendung von Labels zu 
einem abnehmenden Qualitätsniveau insgesamt.

(Schwan 2009: 115)13

Ein naheliegender Ausweg aus diesem Dilemma 
bestünde darin, die Vergabe und das Anbringen 
von Labels bzw. Siegeln strikter zu reglementieren 
und spezielle Labels bzw. Siegel für (mehr oder 
weniger) nachhaltig hergestellte und vertriebene 
Produkte nur noch durch staatliche und unab-
hängige Institutionen vergeben und kontinuier-
lich kontrollieren zu lassen. Die gegenwärtige 
Praxis hingegen schafft für die meisten Verbrau-
cherinnen und Verbraucher zwei kaum zu über-
blickende Parallelwelten: Einerseits die durch 

12 Vgl. dazu auch Kocher et al. 2012.
13 Eine vorläufi ge Abhilfe versuchen Informationsportale wie www.label-online.de zu schaffen, indem sie eine Erklärung und teilweise 

Vergleichsmöglichkeiten bieten.
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staatliche und unabhängige Stellen vorangetrie-
benen Bemühungen um aussagekräftige und ver-
lässliche Produktkennzeichnungen, andererseits 
die kreativen „Lösungen“ der in dieser Hinsicht 
kaum reglementierten Werbeindustrie (Jackson 
2008: 355). In dieser Situation haben allenfalls 
Verbraucherinnen und Verbraucher mit einem 
erheblichen Vorwissen eine Chance, mit Blick auf 
die verwirrende Vielfalt von Labels und Siegeln 
verantwortungsvoll zu konsumieren. 

Eine weitere Informationsmöglichkeit sind 
 Kampagnen wie etwa „Saubere Kleidung“ (www.
saubere-kleidung.de) und, „Skandalbücher“ wie 
„No Logo“ (Klein 2002) oder das „Schwarzbuch 
Lidl“ (Hamann/Giese 2005). Sie schaffen punk-
tuelle Sensibilisierungen mit oftmals weitreichen-
dem Informationsgehalt, die aber in der Regel 
wiederum nur von einer (meist bereits schon in-
teressierten) Minderheit zur Kenntnis genommen 
wird. Wird ihnen jedoch massenmediale Auf-
merksamkeit zuteil, können sie eine erhebliche 
Breitenwirksamkeit entfalten, wie etwa beim 
Shell-Boykott 1995. Wissen und Verhalten blei-
ben jedoch oft dennoch disparat (wissen, dass ein 
Produkt oder eine Marke unethisch ist und trotz-
dem kaufen) und das konsequente Verhalten zu-
meist nur auf die skandalisierten Unternehmen 
bzw. Marken und allenfalls auf Branchen bezogen 
(etwa Shell-Tankstellen boykottieren und einfach 
woanders tanken). Und auch das ist meist nur 
von mittelfristiger Dauer (Schwan 2009: 196ff.). 
In einigen Fällen haben jedoch Kampagnen und 
kritische Berichte die betroffenen Unternehmen  
zu dauerhaften Verhaltensänderungen veranlasst, 
die sich nicht nur in ansprechenderen „Cor porate-
Social-Responsibility“-Broschüren und ähnlichen 
Strategien des „Whitewashing“ und „Greenwa-
shing“ niederschlagen, sondern zu realen Verbes-
serungen der ökologischen und sozialen Bedin-
gungen ihrer Produktion und ihres Vertriebs 
 geführt haben. Am wirksamsten sind Kampag-
nen allerdings, wenn sie nicht nur das Verant-
wortungsbewusstsein von Verbraucherinnen und 
Verbrauchern ansprechen, sondern zu entspre-
chenden gesetzlichen Änderungen und sanktions-
bewehrten Vorgaben für die Anbieter führen.

Als entscheidende Voraussetzung für die 
Wahrnehmung von Informationen über soziale 
und ökologische Produktionsbedingungen er-
scheint immer wieder die Sensibilisierung der 
Verbraucher für die politische Dimension des 
Konsums. Der Überblick über die verschiedenen 
Informationsmöglichkeiten und -medien hat ge-
zeigt, dass Informationen über die Nachhaltigkeit 
von Konsumgütern nur sehr lückenhaft verfüg-
bar und teilweise mit erheblichen konzeptionel-
len Schwierigkeiten behaftet sind. Doch bereits 
die vorhandenen Informationen werden von der 
großen Masse der Verbraucher kaum wahrgenom-
men und können oftmals nicht richtig interpre-
tiert werden, da entsprechendes Hintergrundwis-
sen fehlt oder Verbraucherinnen und Verbraucher  
sich einer Flut uneindeutiger und teils wider-
sprüchlicher Informationen gegenübersehen. So 
ist regionales Obst und Gemüse gegenüber Im-
portware, die über weite Strecken transportiert 
werden muss, nicht automatisch ökologisch 
nachhaltiger, wenn es über längere Zeit im Kühl-
haus gelagert und mit Kleinbussen transportiert 
wurde (Öko-Institut 2010: 40f.). Selbst bei jener 
Minderheit der im weitesten Sinne politischen 
Konsumenten werden die Kenntnisse geringer, je 
konkreter es wird (Schwan 2009: 148). Konkretes 
Kontextwissen auf Makroebene haben nicht ein-
mal professionelle Expertinnen und Experten 
bzw. ist unter diesen umstritten. Auf allen Stufen 
der Wertschöpfungsketten gibt es mithin noch 
erheblichen Forschungsbedarf, auch hinsichtlich 
der Verbraucherbildung, des Verbraucherverhal-
tens und der Frage, wie Informationen für Ver-
braucherinnen und Verbraucher verständlich 
und verhaltenswirksam gestaltet werden können 
(vzbv 2011).

3.5 Anreize und Fehlanreize 
 verantwortungsvollen Konsums 

Wenn, wie gezeigt, eine vergleichende Beurtei-
lung der Qualität und der ökologischen und so-
zialen Nachhaltigkeitsgrade bei relativ gleichartig 
erscheinenden Produkten schwerfällt, verbleibt 
als einziges Kriterium für eine Kaufentscheidung 
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der Preis. Der Setzung und Überwachung von 
Produktstandards und Normen ihrer Herstellung, 
ohne deren Einhaltung kein Marktzugang ge-
währt wird, kommt daher eine entscheidende 
Rolle zu. Die Debatten um „Geiz ist geil“, kosten-
sparende „Produktinnovationen“ wie Analog- 
Käse und Klebefl eisch oder Dumpinglöhne bei 
Briefzustellern und viele andere Beispiele zeigen, 
dass meist erst gesetzliche Regelungen entspre-
chende Missstände beheben können. Allzu häu-
fi g sind Verbraucher – aber auch Anbieter – mit 
dem vom Nobelpreisträger George A. Akerlof be-
schriebenen Saure-Gurken-Problem konfrontiert: 
Da Informationen über Qualitätsunterschiede – 
und auch über die sozialen und ökologischen 
 Aspekte – nur schwer verfügbar und kaum trans-
parent und vergleichbar sind, bleibt in den meis-
ten Fällen unklar, ob Preisunterschiede durch 
entsprechende qualitative Unterschiede gerecht-
fertigt sind oder ob es sich nicht auch bei teure-
ren Produkten möglicherweise um „saure Gur-
ken“ handelt (Akerlof 1970). Was daraus folgt, ist 
ein Wettbewerb um jeden einzelnen Preis, der 
anbieter seitig teils mit sehr teuren Image- und 
Werbekampagnen und staatlicherseits mit Min-
deststandards und Qualitätsanforderungen einzu-
dämmen versucht wird. Ökologische und soziale 
Belange bleiben im preisorientierten Massen-
markt derzeit aber noch weitestgehend auf der 
Strecke.

Weniger als die qualitativen Aspekte der End-
produkte selbst haben bislang die sozialen und 
ökologischen Kosten des preislichen Wettbewerbs 
die Aufmerksamkeit staatlicher Regulierung ge-
winnen können. Wenngleich bei der Einpreisung 
ökologischer Kosten in den letzten Jahren und 
Jahrzehnten einige Fortschritte gemacht wurden 
(Einführung der sog. Ökosteuer, Emissionshandel 
etc.), gibt es mit Blick auf die Größenordnung des 
Klimawandels noch ganz erheblichen Handlungs-
bedarf. Sowohl beim Emissionshandel als auch 
bei der Besteuerung fossiler Brennstoffe ist das 
Preissignal zurzeit noch nicht stark genug – im 
Rahmen des EU Emissionshandels ist der Preis für 
Verschmutzungszertifi kate sogar von fast 30 Euro 
pro Zertifi kat Anfang 2006 auf ca. acht Euro An-
fang 2012 gefallen. Die Erfassung sozialer Kosten 

scheint dabei noch nicht einmal in Angriff ge-
nommen worden zu sein, obwohl evident ist, 
dass zum Beispiel Geschäftsmodelle, die auf Hun-
ger- und Dumpinglöhnen beruhen, erhebliche 
Kosten zulasten der Allgemeinheit verursachen. 
Eine konsequente Einpreisung sozialer und öko-
logischer Kosten (soweit nach jeweils aktuellem 
Wissensstand erfassbar) wäre aber der deutlichste 
Anreiz für einen verantwortungsvollen Konsum. 
Wenn das „zweite Preisschild“ nicht nur kennt-
lich gemacht wird, sondern diese Kosten auch im 
Endpreis des Produktes sich widerspiegeln, würde 
schnell deutlich, dass eine Menge der derzeit bil-
lig verkauften Produkte Umwelt und Gesellschaft 
in Wirklichkeit sehr viel teurer zu stehen kom-
men – wie etwa Flugreisen, Kohle- und Atom-
strom oder Lebensmittel aus Discountern. 

Unmittelbar können sich aber aus einer kon-
sequenten Einpreisung bislang abgewälzter sozia-
ler und ökologischer Kosten auch neue soziale 
Folgeprobleme ergeben. Eine Vielzahl von Pro-
dukten des täglichen Lebens würde sich erheblich 
verteuern, wenn allein schon nur ihre CO2-In-
tensität von der Rohstoffgewinnung über ihre 
Fertigung, Transport, Verkauf, Gebrauch etc. bis 
hin zur Entsorgung konsequent eingepreist wür-
de (Öko-Institut 2010). Ganz zu schweigen da-
von, welche Preissteigerungen sich durch die Be-
rücksichtigung des Verbrauchs endlicher Res-
sourcen insgesamt und durch eine attraktivere 
Bezahlung insbesondere der unteren Lohngrup-
pen ergäben. Zwar stiege dadurch längerfristig 
der gesamtgesellschaftliche Wohlstand im Sinne 
einer saubereren Umwelt, gesünderer Produkte 
und mehr „Gute Arbeit“ (im Sinne des gleichna-
migen DGB-Index) für die Beschäftigten. Doch 
ärmere Bevölkerungsschichten, die als Erwerbs-
lose oder Rentnerinnen und Rentner bereits jetzt 
buchstäblich von der Hand in den Mund leben, 
würden dadurch hart getroffen – auch in Deutsch-
land: „Immaterielle Wohlstandssteigerung kann 
deshalb nur oberhalb von Armut beginnen. So-
lange die arme Bevölkerung den täglichen Kampf 
um ihre existenzielle Absicherung und gesell-
schaftliche Teilhabe führen muß, bleibt Ökologie 
für sie ein nachrangiges Problem.“ (Barufke 2001: 
30) Eine stärkere Belastung der Ärmeren aus 
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Nachhaltigkeitsgründen wäre auch eine zusätz-
liche Ungerechtigkeit, da sie aufgrund ihres ge-
ringeren Einkommens und dementsprechend ge-
ringerer Konsummöglichkeiten schon jetzt weni-
ger Umweltbelastungen verursachen, als Mitglie-
der jener Milieus „[...] mit der besten Bildung und 
Einkommenslage und dem höchsten Umweltbe-
wusstsein [, die] gleichzeitig den höchsten Res-
sourcenverbrauch auf[weisen].“ (Wuppertal-Ins-
titut 2008: 152) Das ist kein Argument gegen das 
Projekt nachhaltiger Lebens- und Wirtschaftswei-
sen, weist aber darauf hin, dass entsprechende 
verbraucher-, umwelt- und wirtschaftspolitische 
Projekte sorgfältig sozialpolitisch zu fl ankieren 
sind – und darauf, dass sich die Verhältnisse zu-
gunsten eines nachhaltigeren Konsums nicht 
über Nacht verändern lassen. Dies würde zudem 
die Akzeptanz entsprechender Maßnahmen stär-
ken: In vom Umweltbundesamt in Auftrag gege-
benen Studien wurde von den Befragten mehr-
heitlich die Bereitschaft zum Umweltschutz an 
die Bedingung geknüpft, dass Umweltschutzmaß-
nahmen sozial gerecht verteilt werden (Wipper-
mann et al. 2009).

Ein weiteres Problem kann sich ergeben, 
wenn verschiedene Anreize in einen Zielkonfl ikt 
geraten, wie etwa einen „Ethik-Qualität-Konfl ikt“: 

Hier widerstreiten individuelles Qualitätsinteresse 
und gesellschaftliche Verantwortungsübernahme. 
Dieses Spannungsverhältnis betrifft insbesondere 
Unternehmenstests, die mit Warentests verbunden 
sind, da hier auseinander laufende Signale (etwa 
qualitative Empfehlung und gleichzeitig ethische 
Nicht-Empfehlung) gesendet werden können. 

(Hagemann 2004: 89)

Jenseits von Unternehmenstests und einzelner 
Produktinformationen gilt dies für alle Konsum-
güter, die sich mit Blick auf die Befriedigung zu-
grunde liegender Bedürfnisse zwar prinzipiell 
substituieren lassen, die Substitutionsmöglichkei-
ten jedoch mit jeweils unterschiedlichen Vor- 
und Nachteilen verbunden sind – wie etwa die 
relative Unabhängigkeit und hohe ökologische 
Belastung beim Autofahren vs. Gebundenheit an 
starre Fahrpläne und niedrigere ökologische Be-

lastung beim derzeitigen öffentlichen Nahver-
kehr. Doch auch für diese Fälle gilt, dass eine kon-
sequente Einpreisung der realen Kosten die Kos-
ten-Nutzen-Kalküle der Verbraucherinnen und 
Verbraucher anders aussehen lassen könnte, als es 
derzeit beobachtbar ist. Es mangelt jedoch noch 
an Ansätzen, die nicht nur an einzelnen Produk-
ten oder Dienstleistungen ansetzen, sondern vom 
Ansatz nachhaltiger Lebens- beziehungsweise 
Konsumstile ausgehen (Jackson 2008: 354). 

In der Summe sind die Anreizstrukturen für 
verantwortungsvollen Konsum derzeit eher un-
günstig beschaffen. Sozial und ökologisch be-
wusster Konsum hat in letzter Zeit zwar an At-
traktivität gewonnen – zumal wenn man die heu-
tigen Bilder von Hollywoodstars, die Hybrid-Autos 
fahren, sich bei Kampagnen gegen Kinderarbeit 
 engagieren und nur Bio-Lebensmittel kaufen mit 
den Bildern Birkenstocksandalen-tragender und 
Dritte-Welt-engagierter „Müsli-Ökos“ der Reform-
häuser der 1970er und 1980er Jahre vergleicht. 
Aber das ist auch Ergebnis eines erfi ndungsrei-
chen Marketings, das die „LOHAS“ als Zielgruppe 
entdeckt (und zum Teil auch erfunden) hat und 
für eine entsprechende Imagepfl ege erheblich 
mehr Mittel aufwendet als für eine reale Verbes-
serung sozialer und ökologischer Bilanzen der je-
weiligen Konsumgüter (vgl. Hartmann 2009). In 
der Tat scheint es für diese Zielgruppe ein Anreiz 
zu sein, als verantwortungsbewusste Konsumen-
ten zu gelten und das durch entsprechende Ein-
kaufsmuster auch zur Geltung zu bringen; ob 
ihre Konsummuster aber auch tatsächlich sozial 
und ökologisch nachhaltiger sind, als es beim 
konventionellen Konsum der Fall ist, erscheint 
fraglich. 

Eine generelle Verbesserung der Anreizstruk-
turen zugunsten eines nachhaltigen Konsums er-
fordert eine tiefgreifende institutionelle Demo-
kratisierung der Wirtschaft, die Arbeitnehmer-, 
Umwelt- und Verbraucherbelangen sowie sozia-
len Aspekten im weiteren Sinne einen deutlich 
größeren Stellenwert zukommen lässt, als es bis-
lang der Fall ist. Zahlreiche Umweltskandale, Be-
richte über soziale Missstände in Unternehmen 
und Zuliefererbetrieben sowie Kampagnen enga-
gierter Nichtregierungsorganisationen haben die 
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Bedingungen dafür anscheinend etwas verbes-
sert, aber insgesamt ist dies – wie die oben doku-
mentierte Zuspitzung sozialer und ökologischer 
Krisenerscheinungen zeigt – noch nicht ausrei-
chend. Das hat nicht zuletzt damit zu tun, dass es 
sich bei den meisten dieser Belange um Angele-
genheiten im allgemeinen Interesse handelt. 
Prinzipiell ist davon zwar eine große Masse be-
troffen, doch im Unterschied zu spezifi schen Ein-
zelinteressen lassen sie sich schwerer bündeln 
und haben dementsprechend weniger Durchset-
zungskraft – Trittbrettfahrer- und Mitnahme-
effekte lassen sich kaum ausschließen, unmittel-

bare individuelle Vorteile sind kaum oder erst mit 
großer zeitlicher Verzögerung sichtbar und lassen 
sich schließlich nur schwerlich bestimmten Ini-
tiativen zuordnen (Schwan 2009: 40f.). Nicht zu-
letzt begegnet man auch hier wieder konzeptio-
nellen Problemen der Nachhaltigkeitsdefi nition, 
die sich zugleich in verschiedenen Akteursgrup-
pen manifestieren: Sollten etwa beim Autokauf 
soziale Aspekte berücksichtigt werden, wie zum 
Beispiel angesichts der jüngsten GM-Opel-Krise 
von Gewerkschaften gefordert, wenn es doch un-
ter ökologischen Gesichtspunkten sinnvoller 
wäre, überhaupt kein Auto mehr zu kaufen?
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Vor dem Hintergrund der hier skizzierten Be-
schaffenheit der mentalen wie gesellschaftlich-
materiellen Voraussetzungen verantwortungsvol-
len Konsums in den heutigen, hochgradig ar-
beitsteiligen und in der Weltwirtschaft mitein-
ander verfl ochtenen Gesellschaften erscheint 
ökologische Nachhaltigkeit kaum erreichbar. Der 
Verbrauch endlicher Ressourcen sowie der Aus-
stoß von Abfallstoffen sind weiterhin enorm und 
selbst bei drastisch gedrosseltem Weltwirtschafts-
wachstum und weiteren Effi zienzgewinnen ist ein 
Absinken der globalen Treibhausgasemissionen 
 allein schon wegen des Bevölkerungswachstums 
derzeit eher unwahrscheinlich – mit entsprechen-
den Folgen für das Klima und die Umwelt. Auch 
wenn die sozioökonomische Anpassungsfähigkeit 
mensch licher Gesellschaften in der Geschichte 
immer wieder beeindruckend gewesen ist, wer-
den sich unter diesen Bedingungen die Möglich-
keiten und der Modus der heutigen Bedürfnis-
befriedigung voraussichtlich weder mittelfristig 
und schon gar nicht langfristig aufrechterhalten 
lassen – geschweige denn, dass er sich für heute 
sieben und bis zur Mitte des Jahrhunderts neun 
Milliarden Menschen verallgemeinern ließe. 

Wahrscheinlich erscheint derzeit eine Art 
„Weiter-so-wie-bisher“ bei allmählich wachsen-
der Aufmerksamkeit für die sich verschärfenden 
Umwelt- und Sozial folgen sowie ein Arrangieren 
mit den ökologisch schädlichen Auswirkungen 
von Wirtschaft und Konsum: Treffen diese An-
nahmen zu, wird die Artenvielfalt weiter abneh-
men, werden Umweltbelastungen zunehmen 
und wachsende Aufwendungen an Kapital und 
Arbeit zur Förderung knapper werdender Roh-
stoffe, zur Generierung erneuerbarer Energien 
und zur Reparatur oder Vermeidung von klima-

bedingten Umweltschäden und Extremwetterer-
eignissen werden mehr als heute gesellschaftliche 
Arbeit aus der Produktion von Konsumgütern 
und sozialen Dienst leistungen abzweigen (Dau-
derstädt 2011). Nicht auszuschließen ist unter 
diesen Bedingungen auch eine „failed Globalisa-
tion“ (Clausen 2010: 102), denn unsere hochver-
netzte Weltwirtschaft sowie modernen Infrastruk-
turen und Technolo gien sind in einem hohen 
Maße verwundbar gegenüber einer zunehmen-
den Zahl von Extremwetterereignissen und den 
damit zu erwartenden Katastrophen (Homer-Di-
xon 2006; Sommer 2011: 70f.). Letztlich könnte 
Max Weber mit seiner düsteren Prognose zur 
langfristigen Zukunft des  Kapitalismus Recht ha-
ben, nämlich dass 

jene[r] mächtige[.] Kosmos, der modernen, an die 
technischen und ökonomischen Voraussetzungen 
mechanisch-industrieller Produktion gebundenen 
Wirtschaftsordnung [...], der heute den Lebensstil 
aller einzelnen, die in dieses Triebwerk hineinge-
boren werden – nicht nur der direkt ökonomisch 
Erwerbstätigen –, mit überwältigendem Zwange 
bestimmt und vielleicht bestimmen wird, bis der 
letzte Zentner fossilen Brennstoffs verglüht ist. 

(Weber 1905: 180)

Soziale Nachhaltigkeit wiederum scheint ebenso 
wenig wie wirtschaftliche Nachhaltigkeit eine 
sinnvolle bzw. hinreichend defi nierbare Katego-
rie zur Orientierung des Verbraucherverhaltens 
zu sein, da zu unklar ist, worin ihr Bezugspunkt 
liegt und wo ihre Reichweite endet. Ihre Konkre-
tisierung auf der einen Ebene, zum Beispiel Mit-
bestimmung und Teilhabe auf betrieblicher Ebe-
ne, kann mit ihrer Konkretisierung auf einer an-

4.  Resümee – Reichweite und Grenzen verantwortungsvollen 

 Konsums heute
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deren Ebene kollidieren, zum Beispiel der sek to ra-
len Struktur und gesamtwirtschaftlichen Verteilung. 
Als eine normative Kategorie ist sie dennoch 
sinnvoll, da im Zweifelsfalle höhere Löhne und 
Mitbestimmung für einen höheren Grad sozialer 
und/oder wirtschaftlicher Nachhaltigkeit spre-
chen. Kernarbeitsnormen (ILO) hingegen sollten 
schon aus menschenrechtlichen Gründen als un-
abdingbare Mindestvoraussetzung einer Beteili-
gung an globalen Wertschöpfungsketten gelten. 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass 
Nachhaltigkeit als Bezugspunkt verantwortungs-
vollen Konsums ein überaus ambitioniertes Ideal 
mit derzeit nicht besonders hohen Verwirkli-
chungschancen darstellt, das aber wahrscheinlich 

nötig ist, um zumindest Schadensbegrenzung 
zu betreiben. Die Verbraucherinnen und Ver-
braucher werden die Welt mit dem Einkaufs-
wagen vermutlich nicht retten. Aber sie können 
eine Menge tun, um schädliche Auswirkungen 
ihres Konsums auf soziale Verhältnisse und Um-
welt zu verringern. Alles, was zu dieser Schadens-
begrenzung beiträgt (und sich nicht gegenseitig 
ausschließt), ist sinnvoll und fördernswert. Hin-
sichtlich der politischen Gestaltung wie auch sei-
tens der Einzelnen bestehen noch erhebliche 
Spiel räume einer Förderung und Ausschöpfung 
der Möglichkeiten verantwortungs vollen Kon-
sums, von  denen abschließend einige skizziert 
werden. 
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Nachhaltigkeit, so schwierig diese auch zu ver-
wirklichen (und zu konkretisieren) sein mag, liegt 
auch im Interesse der Verbraucherinnen und Ver-
braucher. Günstige Preise, ein reichhaltiges Wa-
renangebot und vielfältige Konsumoptionen 
heute, die jedoch alles andere als nachhaltig sind, 
drohen die Bedürfnisbefriedigungsmöglichkeiten 
von morgen empfi ndlich einzuschränken. Dabei 
lässt das Ausmaß der gegenwärtigen Ressourcen- 
und Umweltbelastung diese Einschränkungen 
nicht erst für spätere Generationen wahrschein-
lich werden, sondern bereits in den nächsten Jah-
ren und Jahrzehnten (WBGU 2011: 33ff.). Der 
Handlungsbedarf ist daher akut. Auch wenn der 
Beitrag einer „Politik mit dem Einkaufswagen“ zu 
einer nachhaltigen Entwicklung offenbar begrenzt 

ist, sollen im Folgenden eine Reihe von Optionen 
für Politik und Verbraucherinnen und Verbrau-
cher aufgezeigt werden, die zumindest einen 
nachhaltigeren Konsum- und Lebensstil begüns-
tigen. Darunter sind leicht erreichbare, aber nur 
geringfügig wirksame Maßnahmen, bis zu am-
bitionierteren Projekten, die derzeit zwar schwer 
verwirklichbar erscheinen, aber einen hohen 
Wirkungsgrad aufweisen. 

Die hier in Tabelle 2 noch einmal zusammenge-
fasste Übersicht über Informationsmöglichkeiten 
hat gezeigt, dass es nicht nur an verlässlichen 
und verständlichen Informationen über nachhal-
tige Produkte und nachhaltigen Konsum mangelt 
(von konzeptionellen und Konsistenzproblemen 

5. Was tun?

Quelle: Eigene Darstellung.

(– = sehr begrenzt; 0 = begrenzt; + = erheblich)

Tabelle 2:

Übersicht über Informationsmedien, ihre Reichweite, Informationsgehalt und Wirkung 
(Schätzung)

Medium Reichweite Informationsgehalt Wirkung

Zeitschriften 0 + 0

Internetportale 0 + 0

Unternehmenstests – + – / punktuell +

Ratgeber – 0 / + 0

Siegel/Labels + – / punktuell 014 0

Kampagnen – / punktuell + + 0 / punktuell +

(unabhängige) 
Verbraucherberatung

– + 0

14 Der Informationsgehalt von Siegeln oder Labels scheint in hohem Maße davon abhängig zu sein, ob es sich zum einen um unabhängige 
Kennzeichnungen handelt, und zum anderen davon, in welchem Maße ihre Einführung und Verbreitung von wirksamen Kampagnen 
begleitet wird. Umgekehrt können Kampagnen über entsprechende Sichtbarkeit an Wirksamkeit gewinnen.
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ganz zu schweigen), sondern auch an einer ent-
sprechenden Sensibilisierung der Verbraucher 
für die sozialen und ökologischen Dimensionen 
ihres Konsums. Verbraucherberatung und Ver-
braucherbildung sind bislang noch überwiegend 
darauf ausgerichtet, Konsumenten in die Lage zu 
versetzen, ihre unmit telbaren, persönlichen In-
teressen zur Geltung bringen zu können, getreu 
dem Ideal des homo oeconomicus – das „richtige“ 
Auto zu kaufen, die „richtige“ private Altersvor-
sorge zu wählen, sich „richtig“ gesund ernähren 
etc. So wichtig diese gegenwartsbezogene Dimen-
sion ist, so dringlich ist es angesichts der Proble-
me von Umweltbelastungen, Klimawandel und 
ökonomischen sowie sozialen Krisenerscheinun-
gen, diese um Nachhaltigkeitsdimensionen zu 
erweitern, die individuelle und gegenwärtige In-
teressen überschreiten. Im Sinne des „ideellen 
Gesamtverbrauchers“ sollte Verbraucherbildung 
daher als Nachhaltigkeitsbildung begriffen und 
konzipiert werden – dann geht es eher um nach-
haltige Mobilität (jenseits des eigenen Autos), um 
eine Re-Demokratisierung sozialer Sicherung, um 
ökologisch vertretbaren Nahrungskonsum etc., 
kurzum: um nachhaltige Lebens- und Konsum-
weisen. Dazu bedarf es allerdings auch einer Neu-
ausrichtung der bestehenden Verbraucherorga-
nisationen und -institutionen und einer besseren 
Ausstattung mit Ressourcen, da sie dann neben 
unmittelbaren Verbraucherinteressen auch um-
fassendere ökologische und soziale Belange stär-
ker zu berücksichtigen hätten. 

Dass es dabei auf allen Ebenen erheblichen For-
schungsbedarf gibt, dürfte evident sein. Wie 
nachhaltige Lebens- und Konsumstile in einer 
globalisierten Weltwirtschaft mit knapp sieben 
und in absehbarer Zeit sogar neun Milliarden 
Menschen aussehen können oder sollen, ist auf 
dem derzeitigen Stand der Wissensentwicklung 
durchaus nicht klar. Auch gibt es bislang kaum 
glaubhafte bzw. wirksame Konzepte, wie sich die 
Kluft zwischen dem in zahlreichen Umfragen 
 dokumentierten Umweltbewusstsein und dem 

bislang nur punktuell ausgeprägten nachhaltig-
keitsorientierten Verhalten überbrücken ließe. 
Wenn in die Entwicklung entsprechender Ent-
würfe auch nur annähernd umfangreiche Res-
sourcen investiert würden, wie in die Entwick-
lung von kurzfristigen Strategien gesteigerter 
preislicher Wettbewerbsfähigkeit und entspre-
chendem (nicht nachhaltigem) Wirtschaftswachs-
tum, wären sie aber wahrscheinlich eher und 
 bereits in absehbarer Zeit verfügbar. Soll Konsu-
mentenverantwortung dabei eine bedeutende 
Rolle spielen, bedarf es zudem auch eines genau-
eren Wissens über Verbraucherverhalten und der 
Dynamik ihrer Präferenzen, um nachhaltige Kon-
sumangebote als solche attraktiver zu machen 
und die Wahrscheinlichkeit entsprechender Kon-
sumentscheidungen zu erhöhen.

Einen erheblichen Beitrag zu einer sozial und 
ökologisch nachhaltigeren Lebensweise kann 
eine entsprechende Ausrichtung der öffentlichen 
 Beschaffungspolitik leisten, was im Prinzip auch 
relativ leicht umsetzbar wäre. Öffentliche Be-
schaffungen der Kommunen, der Gebietskörper-
schaften und des Staates machen in der Bundes-
republik immerhin 13 Prozent des Bruttoinlands-
produkts aus. Eine Kopplung der Vergabe öffent-
licher Aufträge an die Einhaltung höchster 
ökologischer Standards und Tariftreueregelungen 
hätte für sich bereits eine erhebliche und rasche 
Wirkung, zudem würde dies auch in privatwirt-
schaftliche Bereiche ausstrahlen und der Staat 
übernähme eine Vorbildrolle in Sachen verant-
wortungsvollen Konsum. Dabei wird die ökolo-
gische Dimension öffentlicher Beschaffung seit 
einigen Jahren bereits auf offi ziellen Ebenen dis-
kutiert und eine ganze Reihe entsprechender Er-
lasse sind bereits ergangen – allerdings meist nur 
als „Kann-Bestimmungen“. Deutlich unterbelich-
tet bleibt demgegenüber immer noch die soziale 
Dimension, wobei sich die Berücksichtigung von 
Tariftreue und Mindestlöhnen in gesetzlichen Re-
gelungen zur öffentlichen Vergabe in den letzten 
Jahren etwas verbessert hat.15

15 Siehe für einen Überblick der Regelungen in Deutschland: http://www.boeckler.de/pdf/wsi_ta_tariftreue_uebersicht.pdf.
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Eine weitere greifbare Option besteht in der 
 nachhaltigkeitsfreundlichen Ausgestaltung von 
Entscheidungssituationen, also in kleinen „Stup-
sern“ („Nudges“, Thaler/Sunstein 2009) in die 
„richtige Richtung“. Freilich lässt sich über das, 
was daran „richtig“ sein soll, ausführlich streiten. 
Doch sind Entscheidungsmöglichkeiten unaus-
weichlich immer vorstrukturiert und andere For-
men der „ra tionalen Selbstbindung“ fi nden so-
wohl im Alltag (beispielsweise beim Sparvertrag) 
oder in der Politik (durch verfassungsrechtliche 
Grundsätze) bereits heute Anwendung. Beim zeit-
lichen Auseinanderfallen von Kosten und Nutzen 
einer Handlung können Nugdes für Individuen 
hilfreich sein, ihre Entscheidungen so zu treffen, 
dass sich ihr Nutzen langfristig optimiert. Ein Bei-
spiel wie Nudging im Dienste einer Nachhaltig-
keitstransformation zum Tragen kommen kann, 
ist das Angebot von Ökostrom als Default-Op-
tion, wie es unter anderem von Stromanbietern in 
der Schweiz und den USA praktiziert wird. 

Zugleich können auch entsprechende Mindest-
standards als Voraussetzung des Marktzugangs 
regelmäßig angehoben, also sogenannte Top-
Runner-Modelle“ implementiert werden – der 
Energiesparsamste Kühlschrank von heute könn-
te zum Beispiel den Mindeststandard in  einigen 
Jahren darstellen, unter dessen Niveau dann kein 
Kühlschrank mehr produziert werden dürfte. 
Gleiches gilt für unzählige andere Pro dukte 
(Wuppertal Institut 2008: 372f.).

Angebote, die dem gegenüber (zwischenzeitlich) 
einen deutlich höheren Nachhaltigkeitsgrad auf-
weisen, sollten weiterhin über entsprechende 
Kennzeichnungen ausgewiesen und kenntlich 
gemacht werden können – aber nicht nur nach 
Belieben der Anbieter oder gemäß der Kreativität 
von Labeldesignern, sondern nur von unabhän-
gigen, im Zweifelsfalle staatlichen oder supra-
staatlichen Stellen. Alternativ zu dieser Kenn-
zeichnung, die eine werbeähnliche Wirkung zu 
entfalten vermag, wäre es zielführend, das „2. 
Preisschild“ der in der Herstellungs- und Ver-
triebsweise eines jeweiligen Produktes enthalte-
nen Umwelt- und sozialen Kosten konsequent 

sichtbar zu machen – auch dies sollte bzw. viel-
mehr kann nur durch unabhängige Stellen kon-
sequent gewährleistet werden. Noch konsequen-
ter wäre es, diese Kosten in den Angeboten mög-
lichst lückenlos einzupreisen, etwa durch eine 
direkte Besteuerung der dabei in Anspruch ge-
nommenen natürlichen (und sozialen) Ressour-
cen und dadurch im Endpreis eines Produktes er-
kennbaren Verteuerung – Flugreisen, Autos, aber 
auch viele andere Produkte bis hin zu vielen 
 Lebensmitteln wie insbesondere Fleischprodukte 
würden sich dadurch erheblich verteuern, wo-
durch aber letztendlich nur ihre „wahren“ Kosten 
sichtbar würden. Eine solche Einpreisung von 
 Externalitäten wäre allerdings sorgfältig sozial- 
bzw. umverteilungspolitisch zu fl ankieren, da- 
mit nicht diejenigen am stärksten darunter lei-
den, deren geringes Einkommen ohnehin keine 
nennenswerten Entscheidungsspielräume zulässt 
und die  aufgrund ihres insgesamt niedrigeren 
Konsum niveaus bislang auch eher weniger Nach-
haltigkeitsziele gefährden.

Über diese jeweils gewiss relevanten Einzelmaß-
nahmen hinaus legt allerdings die Dringlichkeit 
der Probleme im Zusammenhang mit dem Klima-
wandel, dem Verbrauch endlicher Ressourcen, 
der zunehmenden Umweltbelastung durch Ab-
fall und Emissionen sowie nicht zuletzt einer zu-
nehmenden Ungleichheit in den entwickelteren 
Gesellschaften und weltweit, den Schluss nahe, 
dass es noch erheblich größerer Anstrengungen 
bedarf, um sich dem Ziel der Nachhaltigkeit auch 
nur anzunähern. Anstatt „nur“ anders, also sozu-
sagen „grün“, aber ansonsten so wie  bisher zu 
konsumieren, wird sich das Ziel der Nachhaltig-
keit ohne Konsumverzicht, also ohne ein Weni-
ger an Konsum an materiellen Produkten, aber 
auch u.  a. Fernreisen und Energie, vermutlich 
nicht realisieren lassen (Stengel 2011). Das heißt, 
neben der Bereitstellung nachhaltiger Konsu-
moption auf allen Ebenen bedarf es auch einer 
Re-Entwicklung vom Shopping zum Haben zum 
Sein. Und dies ist sozial äußerst voraussetzungs-
reich. Das muss nicht zwangsläufi g das Ende 
 allen Wirtschaftswachstums in den ent wickelte-
ren und schon gar nicht in den weniger entwi-
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ckelten Gesellschaften bedeuten, denn schließ-
lich bedarf es aus Gründen der Nach haltigkeit 
noch erheblicher Investitionen in erneuerbare 
Energien, Energie effi zienz und -ein sparung, res-
sourcenschonende Mobilitätssysteme, eine effek-
tivere Kreislaufwirtschaft und „Urban Mining“16 
etc., was per se nennenswerte Wachstumseffekte 
(i. S. steigenden Bruttoinlandsprodukts mit ent-
sprechenden Beschäftigungs- und Einkommens-
effekten bzw. vice versa) zur Folge haben dürfte. 
Doch damit ist zugleich eine Neuausrichtung der 
Nachfragestrukturen erforderlich, die neben der 
Bereitschaft, für die Ersetzung der „fossilistischen 
Basis“ mehr Einkommensanteile als bisher auf-
zuwenden, auch eine größere, und das heißt 

auch fi nanziell höhere Wertschätzung für soziale 
Dienstleistungen wie in den Bereichen Bildung, 
Gesundheit und Pfl ege sowie die Bereitschaft zur 
Verringerung der Arbeitszeit bei Vollerwerbstätig-
keit und eine gleichere Verteilung der Arbeits-  
zeit generell impliziert.17 Nötig ist nicht weniger 
als eine grund legende Transformation der tradi-
tionellen Wirtschaftspolitik in eine Lebensquali-
täts- und Nachhaltigkeitspolitik, in deren Zen-
trum nicht preisliche Wettbewerbsfähigkeit und 
Profi tabi lität stehen, sondern die Befriedigung 
physischer, emotionaler und sozialer Bedürfnisse 
der Menschen auf eine Art und Weise, die auch 
zukünftigen Generationen vergleichbare Chan-
cen bietet. 

16 „Urban Mining“ bedeutet die Wiedergewinnung von Ressourcen aus vernutzten Gebrauchsgegenständen, zum Abbruch bestimmten 
Wohn- und Gewerbegebäuden, Infrastrukturkomponenten, „Elektroschrott“ wie alten Mobiltelefonen etc. 

17 Das sind zentrale Elemente eines „sozialen Wachstumsmodells“, wie es im WISO Diskurs: „Soziales Wachstum. Leitbild einer fortschritt-
lichen Wirtschaftspolitik, Friedrich-Ebert-Stiftung, 2011, näher ausgeführt wird.
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